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Anlage VII .

Vorlage der Kirchenregierung
an die Landesſynode der Vereinigten Evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1932 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz

beſchloſſen , was folgt :

APikel

Für den Fall , daß im Rechnungsjahr 1932 die

laufenden Einnahmen und die vorhandenen flüſſigen
Betriebsmittel nicht dazu ausreichen , die Ausgaben

deer Allgemeinen Evang . Kirchenkaſſe zu decken , wird

die Evang . Kirchenregierung ermächtigt , folgende

Maßnahmen zu treffen :

1 . . zu beſtimmen , daß ein Kirchgeld nach Maßgabe
des ſtaatlichen Geſetzes vom 18 . März 1932 über

das Kirchgeld ( Bad . Geſ . u. VBl . S . 71 ) und

der dazu ergangenen Verordnung vom 22 . März
1932 über den Vollzug des Kirchgeldes ( Bad .

Geſ . u. VBl . S . 72 ) erhoben wird .

Das Kirchgeld beträgt :

a) bei kirchgeldpflichtigen Perſonen , welche für
die im Kalenderjahr 1931 zu Ende gehenden
Steuerabſchnitte einkommenſteuerfrei ſind , für
das Rechnungsjahh . . . 3 N. Jl ,

b) bei kirchgeldpflichtigen Perſonen , welche für
die im Kalenderjahr 1931 zu Ende gehenden

Steuerabſchnitte eine Reichseinkommenſteuer
von 1 N . bis 400 NN . l zu entrichten haben ,
für das Rechnungsjahrtr . 4 N. lA ,

Kirchliches Haushaltsnotgeſetz zur Sicherung des kirchlichen Haushalts im Rechnungsjahr 1932 betr .

o) bei kirchgeldpflichtigen Perſonen , welche für
die im Kalenderjahr 1931 zu Ende gehenden

Steuerabſchnitte eine Reichseinkommenſteuer
von 401 YN¹ ˖ bis 800 /ͥ zu entrichten

haben , für das Rechnungsjahr . . 5 JN . ,l ,

d) bei kirchgeldpflichtigen Perſonen , welche für
die im Kalenderjahr 1931 zu Ende gehenden

Steuerabſchnitte eine Reichseinkommenſteuer
von mehr als 800 .,% zu entrichten haben ,

für das Rechnungsjaht . 6 . ſl .

Landwirte , deren Reichseinkommenſteuer für
die im Kalenderjahr 1931 zu Ende gehenden

Steuerabſchnitte gemäß der Verordnung über

das Inkrafttreten der landwirtſchaftlichen Ein⸗

heitsſteuer vom 8. Mai 1931 ( RMin . Blatt 1931

S . 344 ) durch die zum 15 . November 1930 und

zum 15 . Februar 1931 zu leiſtenden Voraus⸗

zahlungen abgegolten iſt , gelten im Sinne dieſes

Geſetzes als einkommenſteuerpflichtig . Sie ſind
in die vorſtehend genannten Gruppen entſpre⸗

chend dem geleiſteten Abgeltungsbetrag einzu⸗

reihen .

Das Kirchgeld iſt in denſelben Teilbeträgen
und zu denſelben Zahlungszeiten zu entrichten , in

denen und zu denen die allgemeine Kirchenſteuer

zu entrichten iſt . Sollten bei Zuſtellung der

Kirchgeldbeſcheide Teilbeträge bereits zur Zah⸗

.



lung fällig ſein , ſo ſind die bereits

weſenen Teilbeträge auf die zukünftigen Zah

lungszeiten gleichmäßig zu verteilen .

Von dem Aufkommen an Kirchgeld iſt von

der Allg . Evang . Kirchenkaſſe der vierte Teil

denjenigen evang . Kirchengemeinden zu über⸗

weiſen , in denen die Kirchgeldpflichtigen bei

Beginn des Rechnungsjahres 1932 ihren Wohn⸗

ſitz oder dauernden Aufenthalt hatten . Die Über⸗

weiſung hat nach Ablauf eines Rechnungsviertel⸗

jahres bis zum 1. Auguſt 1932 , 1. November

1932 , 1. Februar 1933 und 1. Mai 1933 zu

erfolgen . So lange eine genaue Feſtſtellung

des eingegangenen Kirchgeldaufkommens nicht

möglich iſt , kann die Allg . Evang . Kirchenkaſſe

Abſchlagszahlungen leiſten .

anzuordnen , daß mit Wirkung vom 1. Juli 1932

an die Vergütungen , welche aus der Staatskaſſe

an Geiſtliche für die Erteilung von Religions⸗

unterricht an Höheren Lehranſtalten und Fach⸗

ſchulen bezahlt werden , in die Allg . Evang .

Kirchenkaſſe fließen .

Airbibel 2.

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April

1932 an in Kraft .

MIIie

Mit dem Vollzug des Geſetzes wird der Evang .

Oberkirchenrat beauftragt .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

KN 1932 .

Evang . Kirchenregierung .

Begründung .

I . Allgemeines .

Die nun ſchon ſeit Jahren andauernde wirtſchaft⸗

liche Kriſis hat in den Jahren 1931 und 1932 die

Einkünfte ſämtlicher öffentlicher Körperſchaften ſtark

berührt . Es iſt allgemein bekannt , daß nur mit den

größten Anſtrengungen und mit den ſchwerſten An —

forderungen an die Bürger die Wirtſchaftsführung

im Reich , in den Ländern , in den Gemeinden und

in den Gemeindeverbänden aufrecht erhalten werden

kann . Es hat dies ſeinen Grund darin , daß nach

Jahren ſtändigen Aufſteigens die Erträge der direk —

ten und indirekten Steuern , insbeſondere aber die

Erträge der Einkommenſteuer und der Körperſchafts —

ſteuer plötzlich eine ſtark rückläufige Bewegung ein —

geſchlagen haben , die bis jetzt noch nicht zum Still⸗

ſtand gekommen iſt und gerade im Rechnungsjahr

1931 einen faſt kataſtrophalen Umfang angenommen

hat . Wie günſtig ſich die Steuerkraft des Landes

Baden , deſſen Gebietsumfang ſich mit dem badiſchen

evangeliſchen Kirchengebiet deckt , nach der Infla -

etionszeit geſtaltet hat , mag aus den nachſtehenden

Zahlen , welche die Entwickelung der Erträge der

beiden Steuergattungen , welche als Urſteuern für die

Landeskirchenſteuer maßgebend ſind , wiedergeben ,

entnommen werden . Im Bezirk des Landesfinanz⸗

amts Karlsruhe , der das Land Baden umfaßt , hat

ſich der Ertrag der Reichseinkommenſteuer wie folgt

bewegt :

a. Veranlagte
Einkommenſteuer

N. Ai N. li N. li

1924 29 330 454 47 608 996 76 939 450

1925 29 170 272 48 953 158 78 123 430

1926 33 268 173 39 320 951 72 589 124

1927 43 362 653 45 723 451 89 086 104

1928 50 136 357 45 298 719 95 435 076

1929 48 157 862 43 903 618 92 061 560

1930 46 275 965 40 318 098 86 594 063

b. Lohnſteuer c. zuſammen

Dem ſtändigen Anſteigen bis zu den Jahren 1927

und 1928 iſt ſeit dem Jahre 1929 ein Rückgang
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gefolgt , der im Jahre 1930 noch erträglichen Umfang

hatte , im Jahre 1931 aber , für das leider die Ziffern

des Steuerertrags noch nicht bekannt ſind , und im

Jahre 1932 in nicht geahntem Ausmaße einſetzte .

Welche Umlagerung der Steuerkraft der Kopfzahl

nach von den ſelbſtändigen Steuerzahlern nach den

unſelbſtändigen Steuerzahlern eingetreten iſt , ergibt

ſich aus der Bewegung der Zahl der Steuer —

pflichtigen in den einzelnen Steuerjahren . Es waren

vorhanden :
a. Veranlagte 33 L ſt ichti

Einkommenſteuerpflichtige
b. Lohnſteuerpflichtige

1926 114 452 740 539

1927 123 752 758 161

1928 124 367 753 000

1929 122 235 781 506

1930 115 893 796 994

Die Verſchiebung nach der Seite der Arbeitnehmer

hin mußte zur Folge haben , daß eintretende Arbeits⸗

loſigkeit ſich beſonders ſtark auswirkte . Immerhin

beſtand bis zum Jahre 1930 kein Anlaß zur Be⸗

unruhigung wegen der Entwicklung des Landes⸗

kirchenſteuerauftkommens . Auch der Ertrag der ba⸗

diſchen Grund⸗ - und Gewerbeſteuer , der zweiten

Steuerart , zu der die Landeskirchenſteuer als Zu⸗

ſchlag erhoben wird , bietet erſt vom Jahre 1931 an

ein Bild des Rückgangs . In den früheren Steuer⸗

jahren haben betragen :

a. Steuerertrag b. Zahl der Steuerpflichtigen

1924 35 406 392 KN . f unbekannt

1925⁵ 33 615 853 N . 1 unbekannt

1926 31 950 140 . 426 996

1927 38 183 449 & . 412 642

1928 40 788 315 N . 1 427 393

1929 39 045 794 N . i 4383 201

1930 40 711 632 FN . 1 434 032

Für das Jahr 1931 ſtehen noch keine Zahlen feſt ,

da die Erhebung der Grund - und Gewerbeſteuer

1931 noch nicht abgeſchloſſen iſt .

Trotz der ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe

der letzten Jahre iſt es der Landeskirche infolge des

verhältnismäßig langſamen Abſinkens des Steuer⸗

ertrags derjenigen Reichs - und Landesſteuern , zu

denen die Landeskirchenſteuer als Zuſchlag erhoben

wird , bis zum Ende des Rechnungsjahres 1930

( 31. März 1931 ) möglich geweſen , ſämtliche Aus —

gaben der kirchlichen Verwaltung im weiteren Sinn

aus den laufenden Einnahmen zu beſtreiten . Auch

im Rechnungsjahr 1931 konnten die Bedürfniſſe reſt⸗

los befriedigt werden , wenn auch dazu die Erträg —

niſſe des Rechnungsjahres allein nicht mehr voll aus⸗

Freichten . Der eingetretene Fehlbetrag an Deckungs —

mitteln konnte aus den von früheren Rechnungs

jahren vorhandenen Betriebsmitteln ausgeglichen

werden . Gefahrdrohend wird der Zuſtand erſt im

Laufe des Rechnungsjahres 1932 werden , wenn die

kataſtrophale Lage der Wirtſchaft , wie erwartet wer —

den muß , ſich noch weiterhin mit Beziehung auf die

Landeskirchenſteuer und mit Beziehung auf die Ein⸗

künfte aus dem Kirchenvermögen ungünſtig aus⸗

wirken wird .

Die Entwicklung der Landeskirchenſteuer nach

der Inflationszeit , alſo ſeit dem Jahre 1924 , war

eine recht günſtige bis zum Jahre 1929 einſchließlich .

Mit dem Rechnungsjahr 1930 begann der Ertrag

zurückzugehen . Es ſind nach den Rechnungsergeb —

niſſen an Landeskirchenſteuer im ganzen eingegangen
im Rechnungsjahr

1924 3 158 529,01 N. l/ ,

1925 3 281 498,38 N. lI ,
1926 3 610 161,92 N. ll ,
1927 4 396 925,65 JN. l ,

1928 4 662 014,80 7. ½l/,
1929 5 296 894,36 N. l ,

1930 4 856 486,53 N¶l ,

1931 3 521 939,20 JN . l .

Die für 1931 angegebene Zahl , die nur noch 66 v. H.

des im Jahre 1929 feſtgeſtellten Ertrags ausmacht ,

iſt noch keine endgültige , weil auch nach dem 1. April

1932 noch Ablieferungen an Landeskirchenſteuer für

das Steuerjahr 1931 eingehen . Bei der Beurteilung

dieſer Zahl muß beachtet werden , daß durch Vor

verlegung der Zahlungstermine für die Voraus —

zahlungen auf die Einkommenſteuer und die Körper —

ſchaftsſteuer nach Kapitel II im Siebenten Teil der

Verordnung des Reichspräſidenten vom 8. Dezember

1931 ( RGeſ . Blatt I , S . 699 , 731 ) und nach der

Verordnung über die Fälligkeit der Vorauszahlun⸗



gen bei der Einkommenſteuer und Körperſchaftsſteuer
vom 5. März 1932 ( RMi

lder in früheren 85 erſt am 10 . A

n. Blatt S. 98 ) der grö

Teil

gegangenen Landeskirchenſteuer vom Einkomn

bereits am 10. März 1932 eingegangen iſt, ſo daß
7 8 . I 8alſo im Rechnungsjahr 1931 Zahlung

terminen Landeskirchenſteuerzu zur Reichs

einkommenſteuer — nicht

Gewerbeſte

zur badiſchen Grund⸗ und

Unter Berück⸗

ſichtigung dieſes Umſtandes wird der den früheren
Rechnungsjce entſprechende Steuerertrag nicht

mit 3 350 000 angenommen werden

dürfen . Innerhalb eines Zeitraums von zwei Rech⸗
nungsjahren iſt das Geſamtaufkommen an Landes⸗

enſteuer nahezu wieder auf den Stand zurück⸗

gale den es unmittelbar nach der Inflationszeit
eicht hatte .

ge lei iſtet worden iſt.

ren
A0* 112höher E

Wie das Geſamtaufkommen an

ſteuer ſich auf den

ſteuer und auf

Landeskirchen⸗

Zuſchlag zur Reichseinkommen⸗
den Zuſchlag zur Grund —

dem Rechnungsjahre 1926 feſtgehalten worden .

Darnach ſind aufgekommen :

Zuſchlag zur
Jahr: Wien 4 — 8
1926 2 849 780,24 N . 760 381,68 N. ,l/ ,
1927 3 481 050,94 KN .ſi 915 874,71 N. l „ ,
1928 3 667 637,36 N . l 994 377,44 N. M. ,
1929 289 177,55 N . 1 007 716,41 N . ,
1930 3 853 179,05 FN . 1 003 307,48 N. lI ,
1931 2 617 074,20 KN .ſi 904 865,00 . , .

Es muß aber auch bei der Beurteil lung dieſer
Zahlen beachtet werden , daß im Rechnungsjahr 1931
in dem Ertrag des Zuſchlags zur Reichseinkommen⸗
ſteuer fünf Zahlungstermine zur Auswirkung ge⸗
kommen ſind .

Der bis zum 31 . März 1932 eingegangene Zu —
ſchlag zur R teichseinkommenſteuer für das Steuer⸗

jahr 1931 macht alſo genau 61 v. H. des im Steuer
jahr 1929 eingegangenen Betrags aus . Er wird ſich
bis zur endgültigen Feſtſtellung des Aufkommens
nach der Abrechnung mit den Finanzämtern und den

und

Gewerbeſteuer verteilt , iſt rechnungsmäßig erſt ſeit

hen Hebeſtellen noch etwas erhöhen , aber nicht
*

eingehende Betrag für

ffenden Maßnahmen von

Zieht manausſchlaggebender 3
ng ſein kann .

an dem Aufkommen von 2617 M . einen

Betrag von rund 17² 000 Eingang , der

durch den fünften Zahlungstermin am 10 . März
1932 veranlaßt worden iſt , ab, ſo beträgt der
gang nur 2 445 074,20 N . 1 85 rund 57 v. H. des

Steuerertrags vom Steuerjahr 1929 . Der bis zum
31 . März 1932 von den Finanzämtern für das

Steuerjahr 1931 an die Allg . Evang . Kirchenkaſſe
abgelieferte Steuerbetrag aus dem Zuſchlag zur
badiſchen Grund - und Gewerbeſteuer beläuft ſich auf
904 865 N . gegenüber dem Höchſtſtand im Steuer⸗

jahr 1929 mit 1007 716,41 N , hat alſo ein

Weniger von 102 851,41 N . l erbracht und iſt auf
90 v. H. des Höchſtertrages vom Jahr 1929 zurück⸗
gegangen .

074,20

4 E

Daß der Rückgang im Steuerertrag des Zu⸗
ſchlags zur Reichseinkommenſteuer zu einem weſent⸗
lichen Teil auf die Arbeitsloſigkeit und Kurzarbeit
zurückzuführen iſt , ergibt ſich auch aus dem ſtändigen
Rückgang der Zahl der Landeskirchenſteuer entrich⸗
tenden Lohn - und Gehaltsempfänger . An die kirch⸗
lichen Hebeſtellen haben Landeskirchenſteuer entrichtet :

1926 239 329 Steuerpflichtige ,
1927 156 918

1928 170 065

1929 148 201 8
1930 146 869

Für das Jahr 1931 werden die Hebeliſten erſt auf⸗
geſtellt , die Zahl der Lohnſteuerpflichtigen iſt daher
noch nicht bekannt . Wenn auch ein Teil der Lohn⸗
und Gehaltsempfänger infolge der Höhe der Bezüge
zu den veranlagten Steuerpflichtigen gehört und in
die Hebeliſten der örtlichen kirchlichen Hebeſtellen
nicht aufgenommen iſt , weil er als veranlagter
Lohnſteuerpflichtiger an die Finanzkaſſe die Landes⸗

kirchenſteuer entrichtet , ſo beweiſen die angegebenen
Zahlen doch , daß im Jahr 1930 mehr als ein Drittel

Lohnſteuerpflichtiger weniger Landeskirchenſteuer
entrichtet hat als im Jahr 1926 .

R
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Nimmt man bei der gegenwärtigen wirtſchaft⸗
lichen Lage , deren Beſſerung noch nicht abzuſehen iſt ,
für das Rechnungsjahr 1932 einen ungefähr gleich
ſtarken Rückgang des Landeskirchenſteuerertrags an ,
ſo kann nur mit einem Aufkommen von im ganzen
2 650 000 “ . A, nämlich 650 000 N . Zuſchlag zur
Lohnſteuer , 1 300 000 N . /

zuſchlag zur veranlagten Reichseinkommenſteuer und
700 000 . ½% Zuſchlag zur Grund - und Gewerbe —

ſteuer gerechnet werden . Was die letztere Schätzung
betrifft , ſo beruht ſie auf einer in der Offentlichkeit

Landeskirchenſteuer⸗

0

leiſtungen verpflichteter dritter Perſonen , welche meiſt
in Fruchtmengen ( Roggen , Hafer , Wein u. dgl . )
feſtgeſetzt ſind , aber in Geld geleiſtet werden . Da im

Jahre 1931 alle Preiſe für landwirtſchaftliche Er —

zeugniſſe mit Ausnahme der Handelsgewächſe ſehr
gedrückt waren , ergab ſich bei der Umrechnung der

zu liefernden Naturalmengen in den zu leiſtenden
entſprechenden Geldbetrag gegenüber den Vorjahren

ein erheblicher Verluſt . Die Erträge der Zentral —

getanen Außerung des badiſchen Finanzminiſters ,
der für das Rechnungsjahr 1932 mit einer aber⸗

maligen Minderung des Ertrags der Grund⸗ und

Gewerbeſteuer von 25 v. H. des Ertrags rechnet .
Wie ſchleppend heute die Landeskirchenſteuer ent⸗

richtet wird und mit welchen bedeutenden Ausfällen
gerechnet werden muß , mag daraus entnommen wer⸗

den , daß auf den bei der Allg . Evang . Kirchenkaſſe
und bei den örtlichen kirchlichen Hebeſtellen zum
Einzug kommenden Teil der Landeskirchenſteuer der

Lohnſteuerpflichtigen , nämlich :

Rückſtände auf 31 . 3. 1930 78 124,66 N. l ,
Abſchlußzahlungen für 1930 — 740 798,72 Nl ,
Vorauszahlungen für 1931 . = 1 495 892,20 N. ſl,

zuſammen 2 314 815,58 N. l ,
im Steuerjahr 1931 bis 1. April 1932 erſt der

Betrag von 698 976,22 N . l eingegangen war . Für
die Höhe des Rückſtandes an Landeskirchenſteuer bei
den Finanzkaſſen ſtehen Unterlagen leider nicht zur
Verfügung .

Auch derjenige Teil der landeskirchlichen Ein⸗
künfte , der noch um die Mitte des vorigen Jahr⸗
hunderts die Pfarrbeſoldung allein deckte, der Rein⸗

ertrag der Zentralpfarrkaſſe , d. h. der ſämtlichen
Pfarrpfründen , iſt im Jahre 1931 erheblich zurück —
gegangen . Es hat dies ſeinen Grund einmal in dem

geringen Ertrag des ſelbſtbewirtſchafteten Grund⸗

beſitzes , insbeſondere des Waldes , dann aber auch
in dem Rückgang der Pachterträge der verpachteten
Pfründegrundſtücke . Ein erheblicher Teil der Ein⸗

künfte der Zentralpfarrkaſſe beſteht in Kompetenz⸗

pfarrkaſſe haben betragen in den Rechnungsjahren :

1924 859 499,25 F. l ,
1925 903 964,73 &V. ,
1926 . g969 708,91 C. l ,
1927 1055 208,74 NN. ſl ,
1928 1017 363,88 JN. l/ ,
1929 977 115,23 N. l ,
1930 848 293,13 N .ll ,
E 700 900,00 .½% ( nach

vorläufiger Feſtſtellung ) .

Im Hinblick auf die ſchwierige Lage der Land —

wirtſchaft , die einen allgemeinen Pachtzinsrückgang
auch weiterhin zur Folge haben wird , und im

Hinblick auf die Verwüſtung des Holzmarktes in

deutſchem Holz muß damit gerechnet werden , daß
der Reinertrag der Zentralpfarrkaſſe eine weitere

erhebliche Einbuße erleiden wird . Jedenfalls darf
für das Rechnungsjahr 1932 eine Beſſerung nicht
erwartet werden .

Neben der Landeskirchenſteuer und dem Rein⸗

ertrag der Zentralpfarrkaſſe ſchöpft die Allg . Evang .
Kirchenkaſſe ihre Haupteinnahmen aus Beiträgen
von Körperſchaften und Anſtalten , insbeſondere aber
aus dem Beitrag des Staates zum Beſoldungs⸗
aufwand für die Geiſtlichen . Durch geſetzgeberiſche
Maßnahmen des Staates , insbeſondere auch durch
die im Zuſammenhang mit den aus Sparſamkeits⸗
erwägungen angeordneten ſtaatlichen Gehalts⸗

kürzungsvorſchriften verfügten Kürzungen der

Staatsleiſtung , hat auch dieſe Einnahme der Landes⸗

kirche eine einem Abſturz gleichkommende , rückläufige
Bewegung eingeſchlagen . Der Staat leiſtete in den

Rechnungsjahren :



1924 . F600 000 ½¼ ,

1925 . 900 000 J . l/ ,
1926 . . 900 000 N . ,

1927 900 000 JN. ,l/ ,

1928 . .900 000 . ½/ ,
1929 . 900 000 %½¼,

1930 . . . 891 000 ,½l ,

1931 . . 582 166 &. ll .

Es hängt dieſe Minderung , abgeſehen von der Aus⸗

wirkung des Artikels 1 des ſogenannten Dotations⸗

geſetzes ( Geſetz über die Aufbeſſerung gering beſol⸗

deter Pfarrer aus Staatsmitteln vom 3. April 1930 ,

Geſ . u. VBl . S . 85 ) damit zuſammen , daß die Sen⸗

kung der Gehaltsbeträge der ſtaatlichen Beamten

jedesmal auch eine verhältnismäßig gleich große

Senkung der Staatsleiſtung für die Beſoldung der

Geiſtlichen zur Folge hatte . Bis zum 1. Februar

1931 betrug der Jahresbetrag der Dotation noch

900 000 ,½ %. Auf dieſen Tag trat nach Erlaß des

Miniſters des Kultus und Unterrichts vom 15 . Ja⸗

nuar 1931 Nr . 28540 gemäß § 1 Ziff .3 der Ver⸗

ordnung des Staatsminiſteriums vom 15 . Januar
1931 , Gehaltskürzung betr . ( Bad . Geſ . u. VBl .

S . 9) , eine Kürzung von 6 v. H. , alſo auf jährlich

846 000 ,½% ein . Mit Wirkung vom 1. April 1931

wurde die nach Artikel 1 des Dotationsgeſetzes ein⸗

tretende Ermäßigung auf 672 700 . , jährlich

und nach Abzug der Kürzung um 6 v. H. auf

632 338 N . ͤ jährlich wirkſam . Mit Wirkung vom

1. Juli 1931 wurde durch Erlaß des Miniſters des

Kultus und Unterrichts vom 14 . Juli 1931 Nr . A

15798 der Staatszuſchuß um weitere 5,5 v. H. gemäß

Kapitel 1 des Zweiten Teils der Zweiten Ver⸗

ordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung

von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931

( RGeſ . Blatt J, S . 282 ) auf den Jahresbetrag von

595 339,50 ,% gekürzt . Bereits auf 1. Auguſt

1931 erfolgte eine weitere Kürzung um 5 v. H. auf

jährlich 561 704,50 N . / gemäß Erlaß des Miniſters

des Kultus und Unterrichts vom 17 . Juli 1931

Nr . A 16539 auf Grund von § 7 Ziff . 7 des

Artikels J des badiſchen Notgeſetzes vom 9. Juli

1931 ( Bad . Geſ . u. VBl . S . 247 ) , Anderung im

Staatshaushalt betr . Die letzte Kürzung iſt mit

Erlaß des Miniſters des Kultus und Unterrichts

vom 14 . Dezember 1931 Nr . A 28073 mit Wirkung

vom 1. Januar 1932 an auf Grund des § 9 Abſ . 3

Kapitel VI Siebenter Teil der Vierten Verordnung

des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft

und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens

vom 8. Dezember 1931 ( RGeſ . Blatt I , S . 699 ) ver⸗

fügt worden . Auf Erſuchen des Evang . Oberkirchen⸗

rats und des Erzbiſchöflichen Ordinariats iſt ſie

jedoch mit Erlaß vom 12 . Januar 1932 Nr . A 28460

wieder zurückgenommen worden , weil der gleich⸗

zeitige Abbau der Staatsleiſtung nach dem

Geſetz vom 3. April 1930 und die Kürzung der

Staatsleiſtung nach den Gehaltskürzungsvorſchriften

für die Kirchen eine ſo ſcharfe und raſch wirkende

Verringerung der Einkünfte bedeutete , daß ſie auch

nach Auffaſſung der Staatsregierung für die Finanz⸗

gebarung der Kirchen gefährlich werden mußte . Auf

1. April 1932 wird die zweite Ermäßigung durch

das oben erwähnte ſogenannte Dotationsgeſetz vom

3. April 1930 wirkſam . Die Staatsleiſtung für die

Beſoldung der Geiſtlichen beträgt nach dem Staats⸗

voranſchlag für den Haushaltszeitraum 1932/1933

nicht 591 800 KN . weniger 16,5 v. H. = 494 150

Nall , ſondern 591 800 N . weniger 19,5 v. H.

476 400 C . / . Es iſt demnach vom 1. April 1932 an

doch noch eine weitere Kürzung von 3 v. H. zu erwar⸗

ten . In ſpäteren Rechnungsjahren muß mindeſtens mit

einer weiteren Ermäßigung nach den Beſtimmungen

des Dotationsgeſetzes gerechnet werden . Jedenfalls

ergibt ſich aus den genannten Zahlen , daß gegenüber

dem Beginn des laufenden Haushaltszeitraums eine

Einbuße von rund 400 000 N . eingetreten iſt , die

durch die gleichzeitig vorgenommene Gehaltskürzung

bei den Geiſtlichen nicht ausgeglichen werden kann .

Die anderen Staatsleiſtungen zur Beſtreitung

des Aufwandes der kirchlichen Verwaltung ſind

ebenfalls zurückgegangen . Im Staatsvoranſchlag für

den Haushaltszeitraum 1932/1933 iſt für die Do⸗

tation des Erzbistums Freiburg der Betrag von

1 082 150 FN . / jährlich angefordert . Gegenüber dem

vorhergehenden Voranſchlag bedeutet die Anforde⸗

rung eine jährliche Minderung um 359 780 N . A .

Zur Aufbeſſerung gering beſoldeter Pfarrer iſt dar⸗

mmeeeeeees

E
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unter der Betrag von 695 250 7 . als Durch⸗
ſchnittsbedarf für die beiden Haushaltsjahre enthal⸗
ten , das ſind 277 200 N . l im Durchſchnitt der beiden

Haushaltsjahre weniger als im Durchſchnitt des

vorhergehenden Haushaltszeitraums . Als Aufwand
des Staates für den evangeliſchen Kultus ſind im

Haushaltsplan 1932/1933 691050 J . , / jährlich
angefordert , das ſind 346 040 . , / weniger als

für jedes der beiden Haushaltsjahre 1930 und 1931 .

Zur Aufbeſſerung gering beſoldeter Pfarrer iſt
darunter ein durchſchnittlicher Jahresbetrag von
462 050 , / enthalten , das ſind 324 300 FJ . /

weniger als im Durchſchnitt des Haushaltszeitraums
1930 und 1931 . Die abſolut und verhältnismäßig un⸗

gleich ſtärkere Auswirkung der ſtaatlichen Kürzungs⸗
maßnahmen hinſichtlich des Zuſchuſſes des Staates

zur Pfarrbeſoldung bei der Evang . Landeskirche iſt
damit klar zum Ausdruck gebracht .

Auch die Entſchädigung des Staates für die

Erteilung von Religionsunterricht durch die Organe
der Landeskirche iſt infolge verminderter Inanſpruch⸗
nahme der kirchlichen Lehrkräfte ſtark zurückgegangen ,
währenddem andererſeits die Belaſtung der Landes⸗

kirche mit den Gehältern für die Religionslehrkräfte ,
allerdings im gekürzten Betrag , geblieben iſt . Aus
der Erteilung von Religionsunterricht ſind einge⸗
gangen in den Rechnungsjahren :

1924 . 3 690,62 KN. l ,
1925 . . 20 015,89 N. l ,
1926 . 31 635/9 N . ,
1927 . . 63 676,62 N. l ,
1928 . . 77 745,14 N. l . ,
1929 . . 73 989,34 N. l ,
1930 . . 64 834,44 F. l ,
1931 . 45 436,00 N. I .

An Beiträgen der Gemeinden und Fonds , die

zur Deckung verſchiedener Bedarfsaufwendungen der

Allg . Evang . Kirchenkaſſe geleiſtet werden , ſind ge⸗
leiſtet worden :

1924 71002/65 2½

( nicht vergleichbar ) ,
1925 . . 135 397,59 N. ll ,

1926 . . 128 930,67 N. A,
1927 . 136 938,55 N .l ,
1928 . . 137 514,43 N . ſ ,
1929 . . 134 885,26 N. l ,
1930 . . 131 609,46 N. l/ ,

h 7, .

Es iſt dieſer Einnahmepoſten der einzige , der eine

gewiſſe Stetigkeit in der Höhe des Ertrages auf —
weiſt , wenn auch bei ihm bei denjenigen Vergütun⸗
gen , die aus den bei Einkünften aus der Zentral⸗
pfarrkaſſe angeführten Gründen in ihrer Höhe wan⸗
delbar ſind , ein ſtarker Rückgang im letzten Jahr
eingetreten iſt .

Die vom Oberkirchenrat verwalteten kirchlichen
Fonds konnten nur geringe Überſchüſſe abliefern . In
den Rechnungsjahren 1924 bis 1926 haben ſie über⸗

haupt nichts zur Beſtreitung des landeskirchlichen
Aufwandes beigetragen . Sie mußten , weil ihre
Vermögensbeſtände an Wertpapieren und Forderun⸗
gen durch die Inflation ſtark betroffen , teilweiſe ſo

gut wie ganz vernichtet waren , geſchont werden . In
den Rechnungsjahren 1927 bis 1931 beträgt die

Ablieferung :

1927 . 2359,49 N. l ,
1928 . 15 789,40 F. l ,
1929 . 9467,72 N. l ,
1930 . . 21 490,02 J . l ,
1931 . 12 447,00 N . l .

Da die Erträgniſſe der unmittelbaren kirchlichen
Fonds durch die gegenwärtige Wirtſchaftslage ganz

beſonders berührt werden , insbeſondere die Holz⸗
wirtſchaft überhaupt keinen Ertrag mehr abwirft ,
muß damit gerechnet werden , daß ſie in den kommen⸗

den Jahren zur Deckung des Aufwandes der Allg .
Evang . Kirchenkaſſe überhaupt nichts beitragen
können . Schätzungsweiſe werden die Minderein

nahmen der unmittelbaren Fonds im Rechnungsjahr
1932 gegenüber den Ergebniſſen des Rechnungs⸗

jahres 1931 auf 265 700 FN . / angegeben .

Ein weſentlicher Einnahmepoſten für die Allg .
Evang . Kirchenkaſſe war in den letzten Jahren der

Zinſenertrag aus den laufenden Betriebsmitteln . Da

dieſe im Laufe des Rechnungsjahres 1931 durch die



Kaſſenbedürfniſſe ſtark geſchmolzen ſind , iſt auch
hier

für das Rechnungsjahr 1932 mit einem ganz erhel

lichen Ausfall zu rechnen . Es ſind an Zinſen ein

gegangen :

1934 21 576,09 & ů ,

1925⁵ 79 695 09 N. /l ,

1926 61 932,52 N. l ,

1927 66 107,39 N. . ,

1928 83 419,31 N. l ,

1929 97 427,84 N . ,
1930 135 345,49 N. l ,

1931 131 731,00 N . A .

Die übrigen Einkünfte , welche nach dem Vor⸗

anſchlag der Landeskirche zur Deckung der Bedürf —

niſſe der Allg . Evang . Kirchenkaſſe beitragen können ,

ſind geringfügiger Art und können hier außer Be⸗

tracht bleiben . Aus den bisherigen Ausführungen

ergibt ſich jedenfalls klar , daß mit dem Ende des

Rechnungsjahres 1931 die Entwicklung der Ein⸗

künfte der Landeskirche eine ernſte Wendung ge⸗

nommen hat und Maßnahmen getroffen werden

müſſen , welche bei längerem Weiterbeſtehen der wirt⸗

ſchaftlichen Kriſis die Zahlungsfähigkeit der Kirchen⸗

kaſſe im Rechnungsjahr 1932 gewährleiſten .

Es lag deshalb für die Kirchenleitung nahe , dem

Beiſpiel von Reich , Land und Gemeinden folgend ,

verſchiedene und weitgehende Sparmaßnahmen zu

treffen . Als ſolche kommen in erſter Linie in Betracht
die durch vorläufige kirchliche Geſetze verfügten

Gehaltskürzungen der Geiſtlichen und der Beamten

( vorläufiges kirchliches Geſetz vom 19 . Dezember

1930 , Gehaltskürzung betr . , Kirchl . Geſ . u. VBlatt

S . 98 , vorläufiges kirchliches Geſetz vom 19 . Juni

1931 , Gehaltskürzung betr . , Kirchl . Geſ . u. VBlatt

S . 66 , vorläufiges kirchliches Geſetz vom 17 . Juli

1931 , Gehaltskürzung und Abänderung des Geſetzes ,

ienſtbezüge der Geiſtlichen betr . , Kirchl . Geſ . u.

VBlatt S . 72 , vorläufiges kirchliches Geſetz vom

30 . Oktober 1931 , die Gehaltsbezüge der Geiſtlichen
und Anderung der Geſetze , die Dienſtbezüge , die

Zuruheſetzung und die Ruheſtandsbezüge und die

Hinterbliebenenverſorgung der Geiſtlichen betr . ,

Kirchl . Geſ . u. VBlatt S . 112 , und vorläufiges kirch⸗

liches Geſetz vom 15 . Januar 1932 , die Gehalts⸗

bezüge der Geiſtlichen und die Anderung der Geſetze ,
die Dienſtbezüge , die Zuruheſetzung und die Ruhe⸗

ſtandsbezüge und die Hinterbliebenenverſorgung der

Geiſtlichen betr . , Kirchl . Geſ . u. VBlatt S . 1, Be⸗

kanntmachung vom 19 . Dez . 1930 , die Dienſtbezüge
der kirchlichen und ſtaatlich⸗kirchlichen Beamten betr . ,

Kirchl . Geſ . u. VBlatt S . 98 , Bekanntmachung vom

19 . Juni 1931 , die Dienſtbezüge der kirchlichen und

ſtaatlich⸗kirchlichen Beamten betr . , Kirchl . Geſ . u.

VBlatt S . 67 , Bekanntmachung vom 20 . Juli 1931 ,

die Dienſtbezüge der kirchlichen und ſtaatlich⸗kirch⸗

lichen Beamten betr . , Kirchl . Geſ . u. VBlatt S . 73 ,

und Bekanntmachung vom 20 . Januar 1932 , die

Dienſtbezüge der kirchlichen und ſtaatlich⸗kirchlichen
Beamten betr . , Kirchl . Geſ . u. VBlatt S . 3) . Auch
die Anderungen des kirchlichen Beamtengeſetzes durch
die vorläufigen kirchlichen Geſetze vom 30 . Oktober

1931 , die Beamten der Evang . ⸗prot . Landeskirche in

Baden betr . , ( VBl . S . 113 ) und vom 15 . Januar
1932 , die Beamten der Evang⸗ - prot . Landeskirche in

Baden betr . , ( VBl . S . 3) verfolgen Erſparniſſe für
die Allgemeine Kirchenkaſſe . Durch ſie wurde der

Aufwand für die nach §S 126 KV in den Ruheſtand
tretenden Beamten verringert . Die finanzielle Aus⸗

wirkung der bis jetzt ergangenen Gehaltskürzungs⸗

vorſchriften für die Mitglieder und Beamten des

Oberkirchenrats , für die übrigen Beamten der landes⸗

kirchlichen Verwaltung , für die Religionslehrer und

für die Geiſtlichen mag aus folgenden Zahlen ent⸗

nommen werden :
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1. Für die in der Regiekaſſe verrechneten Gehaltsbeträge der Mitglieder und Beamten des Ober —
kirchenrats ergibt ſich folgende Ermäßigung der Jahresbeträge , d. h. folgende für einen Zeit⸗
raum von zwölf Monaten errechnete Erſparnis :

Nach der 1. Reichskürzungsverordnung
nach der 2. Reichskürzungsverordnung
infolge Ermäßigung des Kinderzuſchlags
nach der badiſchen Kürzungsverordnung .
infolge Kürzung des Aufwendungsgeldes
infolge Kürzung der Dienſtzulagen
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze
nach der 3. Reichskürzungsverordnung

— 32 834,76 N. l ,
524 104,28

2 700,00
— 16 366,44

1 000,00
— 300,00

5 311,80

25 964,04

zuſammen : 108 581,32

Tatſächlich erſpart wurden im Rechnungsjahr 1931 :

Nach der 1. Reichskürzungsverordnung
nach der 2. Reichskürzungsverordnung
infolge Ermäßigung des Kinderzuſchlags
nach der badiſchen Kürzungsverordnung .
infolge Kürzung des Aufwendungsgeldes
infolge Kürzung des Kinderzuſchlags
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze

( 13. Okt . 1931 bis 31 . Dez . 1931 )
( 1. Jan . 1932 bis 31 . März 1932 )

nach der 3. Reichskürzungsverordnung

— 32 834,76
— 18 078,21
— 2 015,00

— 10 366,65
— 666,64
— 150,00

— 1 962,74

1 327,95
— 10 484,13

zuſammen : 77 886,08

2. Für die in der Kirchenkaſſe verrechneten Beamten ohne Religionslehrer und Geiſtliche ergeben
ſich folgende Einſparungen der Jahresbeträge (Etatsſätze ) :

Nach der 1. Reichskürzungsverordnung 5 501 . 52
nach der 2. Reichskürzungsverordnung 4 401,00
infolge Ermäßigung des Kinderzuſchlags 420,00
nach der badiſchen Kürzungsverordnung . — 4255,32
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze —— 402,00
nach der 3. Reichskürzungsverordnung 5 048,28

zuſammen : 20 028,12

＋ ·
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Mſi .

N. Al ,
HNAl ,
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Tatſächlich erſpart wurden im Rechnungsjahr 1. April 1931 bis 31 . März 1932 :

Nach der 1. Reichskürzungsverordnung
nach der 2. Reichskürzungsverordnung
infolge Ermäßigung des Kinderzuſchlags
nach der badiſchen Kürzungsverordnung .
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze

( 13. Okt . 1931 bis 31 . Dez . 1931 )
( 1. Jan . 1932 — 31 . März 1932)

nach der 3. Reichskürzungsverordnung
— 100,50

zuſammen :

— 5 501 . 52

3 300,75

315,00
— 1 703,70

87,10

2 094,90

13 103,47

Mall ,
Nall ,
N. AI,
Nl ,

N .l ,
N .l,
N. l ,

N . l .



3. Für die in der Kirchenkaſſe verrechneten Religionslehrer ergibt ſich folgendes Bild der Ein⸗

ſparungen in Jahresbeträgen :

Nach der 1. Reichskürzungsverordnuunng 13 589,28 N. lI ,
nach der 2. Reichskürzungsverordnuunng . 10 935,60 ,/ ,
infolge Ermäßigung des Kinderzuſchlags 88 2 100,00 Nl/ ,
nach der badiſchen Kürzungsverorduunng . = 10 155,48 N. l ,
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätztze 45,00 J . ,
nach der 3. Reichskürzungsverorduunnng 10 333,80 N. l ,

zuſammen : 47 159,16 & N . .

Im Rechnungsjahr 1. April 1931 bis 31 . März 1932 ſind tatſächlich erſpart worden :

Nach der 1. Reichskürzungsverorduunng . 13 589,28 Nl ,
nach der 2. Reichskürzungsverordnuunnnng . 8 201,70 N. l ,
infolge Ermäßigung des Kinderzuſchlags 1 575,00 . I ,
nach der badiſchen Kürzungsverordnunng . 4 697,45 N. l ,
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze

( 13. Okt . 1931 bis 31 . Dez . 1931 ) 321,75 NAl ,
(1. Jan . 1932 bis 31 . März 1932 ) 11,25 N. l . l ,

nach der 3. Reichskürzungsverordnuunnnng 2 583,45 N. l , w

zuſammen : 30 979,88 N. A. . 5
ter

in4. Für die Bezüge der Geiſtlichen ergeben ſich nach den beſonderen Vorſchriften für die Kürzung
der Beſoldung der Geiſtlichen folgende Jahresbeträge an Erſparniſſen für die Allgemeine

wKirchenkaſſe :

Nach der 1. Gehaltskürzung EI˙··· * EK. 4, Ertnach der 2. Gehaltskürzung ES „ „ „ „ ˖ „ c 19
nach der 3. Gehaltskürzung RRRRRRc

30infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze und der
derHinterbliebenenverſorgung RR 54 439,20 . ,l ,
5nach der 4. Gehaltskürzung . eee lic

zuſammen : 1 017 813,00 N . l . mo
Di

Tatſächlich erſpart worden ſind : Im Rechnungsjahr 1. April 1930 bis 31 . März 1931, da⸗
in das nur die erſte Gehaltskürzung mit Wirkung vom 1. Febr . 1931 an fällt = 48 054,20 N. ſ . , die
und im Rechnungsjahr 1. April 1931 bis 31 . März 1932 : der

Nach der 1. Gehaltskürzung „ K. 4 . Ja
nach der 2. Gehaltskürzung ö We
nach der 3. Gehaltskürzung WWWC tob
infolge Neuregelung der Ruhegehaltsſätze und der

Be
Hinterbliebenenverſorgung E laſtnach der 4. Gehaltskürzung WRWRRRETEE

zuſammen : 720 603,57 J . ,l .
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Ein⸗ Die Beſoldungskürzungen im ganzen ergeben nach ihrem derzeitigen Höchſtſtand folgende ‚
Ermäßigungen der Jahresſätze :

a) bei den Beamten des Oberkirchenrats ( Regiekaſſe ) — 108 581,32 N. l ,
b) bei den Beamten der Stiftungenverwaltung Karls —

ruhe ( Kirchenkaſſe ) 20 028,12 N. l ,
e) bei den Religionslehrern iegſo 47 159,16 K. l ,
d) bei den Geiſtlichen ( Kirchenkaſſe ) . 1 017 813,00 N. M, J

zuſammen : 1 193 581,60 N. ,l .

Tatſächlich erſpart worden ſind im Rechnungsjahr 1931/1932 :

a) bei den Beamten des Oberkirchenrats ( Regiekaſſe ) 77 886,08 σ,¶ ,
b) bei den Beamten der Stiftungenverwaltung Karls⸗

ruhe ( Kirchenkaſſe ) 1z3 103,47 N. I ,
e) bei den Religionslehrern ( Kirchenkaſſe ) 30 979,88 N. l ,
d) bei den Geiſtlichen ( Kirchenkaſſe ) . 720 603,57 Nl ,

zuſammen : 842 573,00 K . L .

Die Bezüge der Angeſtellten der kirchlichen Ver⸗ tungsaufwand des Oberkirchenrats ſelbſt wie der
waltung ſind in Anlehnung an den Reichs⸗Ange⸗ kirchlichen Vermögensverwaltung als auch im Auf⸗
ſtelltentarif geregelt . Alle die Gehaltskürzungen , wand für die Seelſorger und die Pflege des Kultus
welche mit den am Reichs⸗Angeſtelltentarif beteilig⸗ herbeiführen ſollen . So wurde das weltliche Sekre⸗
ten Angeſtelltenverbänden vereinbart worden ſind , tariat beim Oberkirchenrat aufgehoben und durch die
ſind dadurch auch der Landeskirche zugute gekommen , Zuweiſung des in Betracht kommenden Beamten anilt ohne daß lange Verhandlungen im Einzelfall not⸗ eine andere Geſchäftsabteilung die Möglichkeit er⸗*
wendig geworden ſind . öffnet , dafür einen Angeſtellten mit rund 25007 . /

Zur Entlaſtung der Anforderungen an die Allg . Jahresvergütung in Wegfall kommen zu laſſen . Es
Evang . Kirchenkaſſe während des Rechnungsjahres Swurde weiter der Dienſt der Evang . Kirchl . Stif⸗
1932 wurde weiter durch die Verordnung vom tungenverwaltung in Karlsruhe mit dem Dienſte des
30 . Dezember 1931 , die Auszahlung der Dienſtbezüge Evang . Oberkirchenrats vereinigt und dadurch eine
der Geiſtlichen , der Ruheſtandsbezüge der Geiſtlichen fortlaufende Erſparnis von mindeſtens 10 000 N . /
und der Hinterbliebenenverſorgungsbezüge der Geiſt⸗ jährlich erzielt . Bei der Bauabteilung des Ober⸗
lichen betr . ( VBl . S . 123 ) , und durch die Bekannt⸗ kirchenrats wird die Dienſtleiſtung für die Kirchen⸗
machung vom 20 . Januar 1932 , die Zahlung der gemeinden künftig weſentlich eingeſchränkt werden .
Dienſtbezüge betr . ( VBl . S . 3) , in Anlehnung an Dadurch iſt die ſofortige Entlaſſung von zwei Bau⸗ —31 , das Vorgehen des badiſchen Staates beſtimmt , daß meiſtern möglich geweſen , im Laufe des Jahres 1932A , die Dienſtbezüge der Geiſtlichen , der Beamten und wird vorausſichtlich noch ein dritter Baumeiſter ent
der Angeſtellten der kirchlichen Verwaltung vom behrlich werden . Die jährliche Erſparnis wird ſich
Januar 1932 an in zwei Monatsraten und in der im Dauerzuſtand auf 7500 “ . , / belaufen . Anläßlich
Weiſe ausbezahlt werden ſollen , daß bis zum Ok⸗ des Freiwerdens der Stelle des Leiters der Evang .tober 1933 die volle nachträgliche Zahlung der Kirchl . Preſſeſtelle iſt verfügt worden , daß die Stelle
Bezüge erreicht iſt und damit für die Kaſſe eine Ent⸗ bis auf weiteres nicht mehr beſetzt wird und daß der
laſtung um einen Monatsbedarf eingetreten iſt .

Daneben ſind auch organiſatoriſche Maßnahmen
getroffen worden , welche Erſparniſſe im Verwal —

kirchliche Preſſedienſt mit dem Dienſt des Evang .
Kirchl . Sozialamts unter der Leitung des bisherigen

Vorſtandes dieſes Amtes vereinigt wird . Auch durch



12

dieſe Maßnahmen werden rund 10 000 7/ . , / jährlich

eingeſpart werden .

Zur Pflege der Kirchenmuſik war in Heidelberg

dem Wunſche der Landesſynode entſprechend ein

kirchenmuſikaliſches Inſtitut errichtet worden . Der

Aufwand hierfür , der im Rechnungsjahr 1932 ſchon

deshalb geringer ſein wird , weil in dieſem Jahr keine

Einrichtungsgegenſtände zur Ausſtattung des Unter

richtsbetriebs zu beſchaffen ſein werden , ſoll weiter

gemindert werden . Eine Auswirkung der zu treffen
den Sparmaßnahmen wird jedoch erſt im Rechnungs

jahr 1933 feſtſtellbar ſein . Durch Nichtbeſetzen der

einen zurzeit erledigten Orgelbaukommiſſärſtellen
wird eine Erſparnis von 1200 “ . , / jährlich erzielt .

Der nicht unerhebliche Aufwand für die Landes

ſynode ſoll einmal durch Abkürzung der Tagungen
und durch Herabſetzung des Tagegeldes auf die

Hälfte herabgedrückt werden , wodurch für das Jahr

1932 24000 %. ½% erſpart werden ſollen . An

dem Aufwand für die Tagungen der Kirchenregie

rung wird durch Herabſetzung der Dienſtaufwands

entſchädigungen der Mitglieder von 1000 7 . ½% auf
750 ,jährlich ein Betrag von 1500 „ . ,/erſpart .
Auch die Funktionsgehalte der Dekane ſind vom

Rechnungsjahr 1932 an um 25 v. H. ermäßigt wor

den . Es iſt dadurch eine jährliche Erſparnis von

6500 N. , / zu erwarten .

Auf dem Gebiete der Seelſorge ſollen dadurch

Einſparungen erzielt werden , daß bei Freiwerden

geeigneter Pfarrſtellen geprüft werden ſoll , ob nicht

eine Nichtbeſetzung der Stelle und ihre Verſehung
von der Nachbarſchaft aus tragbar iſt , um dadurch

die Gehälter für mehrere Pfarrſtellen zu ſparen . Dem

gleichen Zweck ſoll die Verſehung von frei gewor —

denen Pfarrſtellen durch Pfarrverwalter während
eines längeren Zeitraums , als es bisher üblich war ,

dienen . Neue Pfarrſtellen ſollen nach Möglichkeit
nicht mehr errichtet werden , auch wenn ſie im Haus

haltsplan vorgeſehen ſind . Eine ſofortige ſpürbare

Auswirkung dieſer Maßnahmen wird nicht zu er —

reichen ſein , denn es handelt ſich hier um Spar⸗
maßnahmen , die auf lange Sicht erſt wirkſam werden .

Immerhin darf für die Zukunft auch mit einem

finanziellen Erfolg von einigen Zehntauſend Reichs⸗

Die Filialdienſtvergütungen
und die Diaſporadienſtvergütungen ſind um 10 v . H.
der bisherigen Sätze ermäßigt worden . Durch ſpar
ſames Bewirtſchaften der für die Umzüge der Geiſt
lichen bewilligten Mittel ſollen 25 000 „ “ . / erſpart

werden , das gibt zuſammen 31 400 7½/ %/ Erſparnis
im ſogenannten Dienſtaufwand für die Geiſtlichen .
Das Pfarramt der Evang . Kirchl . Volksmiſſion und

die Studentenſeelſorgeſtellen in Heidelberg und Frei

burg ſind mit Wirkung vom 1 . April 1932 an auf
gehoben worden . Der Dienſt ſoll von anderen Geiſt
lichen im Nebenamt beſorgt werden . Die Erſparnis
für die drei Stellen macht zuſammen 30 000 J . ¼

jährlich aus .

mark gerechnet werden

Auch die ſoziale Betätigung der Landeskirche

mußte aus finanziellen Erwägungen Einſchränkun

gen erfahren . Die Stelle eines Wohlfahrtspfarrers
in Mannheim iſt aufgehoben worden und ſein Dienſt
mit dem Jugendamt vereinigt worden . Weitere

Gemeindehelferinnen , als ſie bis jetzt genehmigt

worden ſind , ſollen nicht eingeſtellt werden . Die Er

ſparnis aus beiden Maßnahmen macht 26 000 , /
jährlich aus . Der ſachliche Aufwand für den Landes

wohlfahrts - und Jugenddienſt iſt um 3800 KN. ,½/

gekürzt worden . Der Bezirkswohlfahrts - und Jugend

dienſt ſoll ganz aufgehoben und dadurch der bisher
im Voranſchlag ausgeworfene Betrag von 6500 N .

ganz eingeſpart werden . Die Zuſchüſſe an den

Geſamtverband der Inneren Miſſion in Baden ſind
um 4500 “ %. , jährlich und die Zuſchüſſe für Evang .

Jugendpflege um 4760 “ . / jährlich gekürzt worden .

Für Geiſtliche ſollen keine Kurſe zur Förderung ihrer

ſozialen Ausbildung mehr abgehalten werden und

auch ſonſt keinerlei Unterſtützungen für dieſen Zweck

bewilligt werden ; dadurch wird eine Erſparnis in

Höhe von 3850 N jährlich erzielt .
Beim Aufwand für den Religionsunterricht an

Fortbildungs - und Fachſchulen und an Volksſchulen
wird , abgeſehen von der Gehaltskürzung der Reli⸗

gionslehrer , im Jahre 1932 noch keine Erſparnis

möglich ſein . Durch geeignete Verteilung der Unter⸗

richtsſtunden an die vorhandenen Religionslehrkräfte

iſt ſchon in der Vergangenheit da und dort eine Er⸗

ſparnis durch Aufheben einer Lehrerſtelle möglich ge⸗ ＋Ü

e

—



ingen

5 . 8

ſpar

Geiſt

ſpart
arnis

ichen .
und

Frei

auf

Geiſt
arnis

NAi

kirche

nkun

rrers

dienſt

eitere

) hmigt

Er

MAl

ndes

NA .

gend

isher
NAi

den

ſind

hang .

rden .

ihrer
und

zweck
s in

t an

julen

Reli⸗

rnis

nter⸗

räfte
Er⸗

h ge⸗

worden , und es wird zweifellos auch in der nächſten
Zeit die eine oder andere Religionslehrerſtelle ent

behrlich werden . Es bereitet aber bei den einſchnei
denden Abbaumaßnahmen des Staates auf dem

Gebiete des Schulweſens große Schwierigkeiten , die

entbehrlich werdenden Lehrkräfte wieder in ſtaatlichen
Stellen unterzubringen .

Für die Teilnahme von Geiſtlichen an Bezirks⸗ ,
Schul⸗ und Pfarrſynoden ſowie Pfarrkonferenzen
ſollen künftig nur noch die tatſächlichen Auslagen
vergütet werden . Die Erſparnis wird ſich auf
6000 % % jährlich belaufen .

Geiſtliche oder Beamte , welche in den Ruheſtand
treten , werden vom 1. April 1932 an keine Beihilfen
mehr zur Beſchaffung von Wohnungen erhalten . Da

durch werden 15 000 „“ . ,½/ erſpart .
An Studenten der Theologie werden im

Rechnungsjahr 1932 ſtatt 30 000 /½ nur noch
20 000 „ %½% Stipendien verteilt werden .

Bei der Apologetiſchen Zentrale , den Taub

ſtummengottesdienſten und bei verſchiedenen Bei

trägen an kirchliche Vereine werden 3150 J . ein

geſpart werden .

Neben den Gehaltskürzungen wurden auf dieſem
Wege Erſparniſſe von rund 208 000 J . / jährlich
erzielt . Unter Einrechnung der oben aufgeführten ,
ziffernmäßig noch nicht erfaßbaren Einſparungen
wird ſich dieſer Betrag auf 250 000 %/½½ % bis

260 000 . ½ / ' erhöhen . Der Betrag ſagt bereits , daß
er finanzpolitiſche Maßnahmen , welche bei einem wei

teren Rückgang des Steuerertrags getroffen werden

müſſen , nicht erübrigen kann . Wie das Reich infolge
Verſagens der direkten Steuern , insbeſondere der

Einkommenſteuer und Körperſchaftsſteuer , dazu über

gehen mußte , die indirekten Steuern , insbeſondere
die Umſatzſteuer , zur Deckung der künftigen Ausfälle
heranzuziehen , um ſich und den Ländern aus den

ſogenannten Überweiſungsſteuern höhere Erträge zu
ſchaffen , wie die Gemeinden zur Deckung ihrer
großen Fehlbeträge auf die Bürgerſteuer verwieſen
worden ſind , ſo ſieht ſich auch die Landeskirche
genötigt , die Erſchließung einer neuen Einkommens⸗

quelle , welche von der ſtändig zuſammenſchrumpfen⸗
den ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit der Kirchen⸗

genoſſen unabhängig iſt , als Ergänzung zur all

gemeinen Kirchenſteuer in Erwägung zu ziehen .

Dieſen Zweck verfolgt der vorliegende Geſetzentwurf .

II . Beſonderes .

1. Kirchgeld .

Für die Einführung einer neuen Steuer zu

gunſten der Religionsgeſellſchaften mußten zunächſt
die geſetzlichen Unterlagen ſeitens des ſtaatlichen
Geſetzgebers geſchaffen werden . Die Kathol . Kirche

und einige Wochen ſpäter auch die Evang . Kirche

haben das Miniſterium des Kultus und Unterrichts ,
als der Rückgang der Steuern und der ſonſtigen
Einkünfte für die Finanzgebarung der Kirchen be

drohlich zu werden ſuchte , gebeten , die Möglichkeit
der Erhebung eines Kirchgeldes durch die Kirchen

herbeizuführen . Der Oberkirchenrat hat ſich nach

Anhörung und Zuſtimmung der Kirchenregierung
und des Finanzausſchuſſes und nach reiflicher Prü
fung des von ihm beabſichtigten Schrittes dazu ent

ſchloſſen , den von der Kathol . Kirche eingeleiteten

Schritt zu unterſtützen , nachdem er die Überzeugung
gewonnen hatte , daß zwar wohl nicht für den Augen

blick , aber doch wohl für die nahe Zukunft , vielleicht

auch ſchon für das Rechnungsjahr 1932 , neue Geld

mittel zur Aufrechterhaltung des kirchlichen Haus

halts erforderlich werden können . Der Oberkirchen

rat hat es nicht für vertretbar gehalten , mit dem

Treffen von Maßnahmen zuzuwarten , bis die Kir

chenkaſſe nahezu erſchöpft iſt . Er glaubte vielmehr ,
es ſeiner Verantwortung gegenüber den Geiſtlichen
ſchuldig zu ſein , ſchon jetzt die erforderlichen Schritte

zu tun , um gerüſtet zu ſein , wenn die Not noch weiter

anſteigen ſollte . Der Herr Miniſter des Kultus und

Unterrichts hat dem Erſuchen der Kirchen , das von

ſeiten der Evang . Kirche in keiner Weiſe als dring
lich bezeichnet worden war , ſtattgegeben und dem

Landtag eine entſprechende Vorlage über die Ein —

führung eines Kirchgeldes zugunſten der nach § 18

der badiſchen Verfaſſung als Körperſchaften des

öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgeſellſchaf —
ten gemacht . Die Verhandlungen über den Geſetz⸗
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entwurf im Landtag können , als durch die Mit

teilungen in der Tagespreſſe e , vorausgeſetzt
werden . Der Landtag hat am 18 . März 1932 das

Geſetz über das Kirchgeld beſchloſſen . Es iſt im Bad .

Geſ . u. VBlatt S. 71 bekanntgegeben und iſt mit dem

1. April 1932 in Kraft getreten

Das Geſetz beſtimmt , daß die bekenntnisange⸗

hörigen natürlichen Perſonen der oben genannten

Religionsgeſellſchaften , welche ein ſelbſtändiges Ein⸗

kommen haben und welche ihren Wohnſitz oder ge —

wöhnlichen Aufenthalt im Lande Baden haben , zu
einem einheitlichen oder geſtaffelten Beitrag ( Kirch⸗

geld ) herangezogen werden dürfen . Ob das Kirchgeld

einheitlich oder geſtaffelt werden ſoll , darüber trifft
das Geſetz keine Anordnung . Durch die Vollzugs —

verordnung zu dem Kirchgeldgeſetz vom 22 . März
1932 ( Bad . Geſ . u. VBlatt S . 72) iſt ausdrücklich

beſtimmt worden , daß dieſe Regelung der Kirchen —

ſteuervertretung der einzelnen Religionsgeſellſchaft
überlaſſen bleibt . Es iſt nur vorgeſchrieben , daß die

Staffelung nach Maßgabe des Reichseinkommen⸗

ſteuerbetrags vorzunehmen iſt , den ein Kirchgeld —
pflichtiger für den dem Kirchgeldjahr vorangehenden

Steuerabſchnitt zu entrichten hatte .

Um die Erhebung des Kirchgeldes einfach zu

geſtalten , iſt beſtimmt , daß die

Entrichtung des Kirchgeldes mit dem Anfang des

Rechnungsjahres beginnt , das auf den Zeitpunkt

folgt , in welchem der Kirchgeldpflichtige ſein 20 . Le⸗

bensjahr vollendet hat , und mit dem Rechnungsjahr
endet , in dem die Vorausſetzungen für die Kirchgeld —

pflicht weggefallen ſind , d . h. in dem die perſönliche
oder ſachliche Steuerpflicht oder beide erloſchen ſind .

Das Kirchgeld unterſcheidet ſich dadurch von der

Verpflichtung zur

rohen Kopfſteuer , daß es nicht ſchlechthin von allen

Kirchengenoſſen zu entrichten iſt . Der Perſonenkreis
der Kirchgeldpflichtigen iſt vielmehr verhältnismäßig
eng gezogen , denn es werden nur ſolche Perſonen
zum Kirchgeld beigezogen , welche bei Beginn des

Rechnungsjahres , für welches das Kirchgeld erhoben
wird , Einkünfte im Sinne des Einkommenſteuer⸗
geſetzes von mehr als 500 KN,/l jährlich beziehen .
Soweit es ſich um verheiratete , verwitwete oder

geſchiedene Perſonen mit einem eigenen Hausſtand

ha ri chgeldp flicht erſt dann ein , wenn

die Einkünfte im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes
den Betrag 9⁰0 & . ] jährlich überſteigen . Ehe⸗
frauen , welche bei Beginn des Rechnungsjahres , für
welches das —— erhoben wird , in ehelicher

Gemeinſchaft leben , ſind vorbehaltslos vom Aebefreit . Sie werden nur dann , wenn ihre Eh e ge⸗
trennt oder geſchieden wird und ſie einen eigenen
Hausſtand begründen und ein ſelbſtäniges Ein⸗

kommen von mehr als 900 “ . ͤ haben , kirchgeld —
pflichtig . Durch die Befreiungsbeſtimmungen iſt ohne
weiteres der Kreis der Empfänger von Arbeitsloſen⸗
oder Kriſenunterſtützung und öffentlicher Fürſorge für
kirchgeldfrei erklärt . Durch die Vollzugsverordnung
zum Kirchgeldgeſetz iſt weiter beſtimmt , daß das

Kirchgeld im Höchſtſatze den Betrag von 10 N. 11

jährlich nicht überſteigen darf . Innerhalb des ge⸗

gebenen Spielraums hat die Kirchenſteuervertretung
freie Hand .

Die Kirchenſteuervertretung kann nach §8 2 des

Kirchgeldgeſetzes beſtimmen , daß Teilbeträge des

Kirchgeldaufkommens nach einheitlichen Grundſätzen ,
welche von ihr feſtzuſetzen ſind , den Kirchengemeinden

ir werden .

Daß das Kirchgeld eine Kirchenſteuer iſt , ergibt
ſich aus § 5 des Geſetzes , nachdem auf das Kirchgeld
die Vorſchriften des Landeskirchenſteuergeſetzes und

der beiden Vollzugsverordnungen dazu ſinngemäß
Anwendung finden .

Soweit die vom Oberkirchenrat angeſtellten Be⸗

rechnungen erkennen laſſen , werden im Rechnungs⸗
jahr 1932 rund 1 500 000 K . / durch die laufenden
Einnahmen nicht gedeckt werden . Rechnet man daran

die aus den vergangenen Rechnungsjahren vorhan —
denen flüſſigen Betriebsmittel mit rund 900 000 “ . f0

ab , ſo bleibt ein Betrag von 600 000 J . voraus⸗

ſichtlich ungedeckt .

Im Hinblick darauf , daß die Landesſynode ihre

Amtszeit demnächſt beendigen wird und die neue

Landesſynode erſt nach den Wahlen zuſammentreten
kann , wird es in den kommenden Wochen nicht mög —
lich ſein , die geordnete Vertretung des Kirchenvolkes

zuſammentreten zu laſſen , falls für die erwähnten
600 000 ½% Deckungsmittel beſchloſſen werden
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müſſen . Die Kirchenregierung erbittet deshalb durch einheitlich auf 2, — N . feſtgeſetzt . Abgabepflichtig
den vorliegenden Geſetzentwurf die Ermächtigung , ſind alle Volljährigen mit Ausnahme der Frauen ,
wenn die Verhältniſſe es notwendig machen , von der deren Ehemänner zu ſolchen Grundbeträgen oder
durch das eben erörterte ſtaatliche Geſetz gegebenen ſonſtigen Kirchenſteuern herangezogen werden , ſowie
Möglichkeit Gebrauch machen und die Erhebung die Empfänger öffentlicher Fürſorge . Durch das
eines Kirchgeldes anordnen zu dürfen . preußiſche Geſetz vom 3. Mai 1929 zur Anderung

Für dieſen Fall ſoll die Kirchenregierung er⸗ des Kirchenſteuerrechts der evangeliſchen Landes⸗
mächtigt werden , ein Kirchgeld anzuordnen , das kirchen bzw . durch die kirchliche Notverordnung vom
6, — N . ſ jährlich für diejenigen kirchgeldpflichtigen 28 . September 1928 zur Anderung des Kirchen⸗
Perſonen betragen ſoll , welche für die im Kalender — ſteuerrechts ſind die Kirchengemeinden ermächtigt
jahr 1931 zu Ende gehenden Steuerabſchnitte mehr worden , neben Zuſchlägen zu den Realſteuern zurals 800 J . Einkommenſteuer entrichtet haben . Für Einkommenſteuer und zur Vermögenſteuer ein
die kirchgeldpflichtigen Perſonen , welche für die im gleiches oder geſtaffeltes „ Kirchgeld “ als Kirchen —
Kalenderjahr 1931 zu Ende gehenden Steuer⸗ ſteuer zu erheben . Es kann auf 1, — N. u , 1,50 N. l ,
abſchnitte mehr als 400 J . l und höchſtens 800 „ N. , 2, — N. u , 2,50 N . oder 3, — N . ſ feſtgeſtellt
Reichseinkommenſteuer bezahlt haben , ſoll das Kirch⸗ werden . Es kann auch nach der Höhe des zur Ein —
geld nur 5, — N . , jährlich betragen . Für kirchgeld⸗ kommenſteuer herangezogenen Einkommens oder nach
pflichtige Perſonen , welche für die im Kalenderjahr andern feſten Maßſtäben , jedoch nicht über den Be —
1931 zu Ende gehenden Steuerabſchnitte eine Reichs⸗ trag von 10, — N. f • hinaus geſtaffelt werden . Vor⸗
einkommenſteuer von mindeſtens 1, . — N. ll und höch⸗ ausſetzung der Kirchgeldpflicht iſt die Vollendung
ſtens 400 . zu bezahlen haben , ermäßigt ſich das des 18 . Lebensjahres und eigenes Einkommen . Be⸗
Kirchgeld weiter auf 4, — PNell . Für die Kirchgeld⸗ freit ſind Ehefrauen , die nicht dauernd getrennt von
pflichtigen aber , die für die im Kalenderjahr 1931 ihrem Ehemann leben , und Empfänger öffentlicher
zu Ende gehenden Steuerabſchnitte ganz einkommen⸗ Fürſorge . Die Kirchengemeinden der verſchiedenen
ſteuerfrei waren , ſoll das Kirchgeld nur 3, — N . l preußiſchen Landeskirchen haben davon Gebrauch
jährlich betragen . gemacht . Durch das Geſetz über das Beſteuerungs —Das Kirchgeld als gleiche oder geſtaffelte kirch⸗Wrecht der Religionskörperſchaften vom 14 . Dezember
liche Abgabe iſt neben den Zuſchlägen zu den ſtaat⸗ 1928 iſt in Heſſen neben der Religionsgemeindeſteuer
lichen Steuern durch das Geſetz über die Kirche erſt - und der Religionsgeſellſchaftsſteuer als Zuſchlag zurmals in Württemberg eingeführt worden . Der Höchſt⸗ Reichseinkommenſteuer und neben der Erhebung
ſatz iſt auf 3, — N . bzw . 5, — N . . begrenzt . Das eines Zuſchlags zur Reichsvermögenſteuer und einer
Recht , dieſe „ Kopfſteuer “ zu erheben , ſteht den Steuer nach den Beſteuerungsgrundlagen zur ſtaat —
Gemeinden zu . Sie müſſen dazu die Erlaubnis lichen Grund - und Gewerbeſteuer den Religions⸗
der ſtaatlichen Bezirksverwaltungsbehörden haben . gemeinden und den Religionsgeſellſchaften das Recht
Grundſätzlich ſind volljährige Steuerpflichtige ab⸗ gegeben worden , auf Grund einer beſonderen Steuer⸗
gabepflichtig . Minderjährige können zur Kopfſteuer ſatzung eine Kopfſteuer von ihren volljährigen Mit⸗
nur herangezogen werden , wenn ſie eigenes Ein⸗ gliedern und Angehörigen zu erheben . Die kirchlichekommen haben . Nach Württemberg hat Mecklenburg⸗ Satzung über die Erhebung einer Kopfſteuer iſt
Schwerin durch ſtaatliches Geſetz vom 4. Mai 1928 unterm 21 . März 1929 von der heſſiſchen Landes⸗
zur Abänderung und Ergänzung des Geſetzes vom kirche erlaſſen worden und dadurch ein „ Kirchnot⸗15 . Dezember 1921 bzw . 17 . Mai 1926 über das geld “ , das für das Jahr den Betrag von 2, . — N .
Steuerrecht der Evange Auth . Kirche mit Wirkung nicht überſteigen ſoll , eingeführt worden . Das Kirch⸗vom 1. Januar 1928 an einen „Kirchenſteuergrund⸗ notgeld wird von jedem Angehörigen der Heſſiſchen
betrag “ als Landeskirchenſteuer eingeführt . Er iſt [ Evang . Landeskirche erhoben , der bei Beginn des

—

—

—

——————
—

—



16

Rechnungsjahres 25 Jahre alt geweſen iſt . Ehe

frauen ſind alſo abgabepflichtig . Befreit ſind nur

Angehörige der Reichswehr ( Offiziere , Unteroffi

ziere , Mannſchaften , Militär⸗ und Zivilbeamten ) und

Empfänger öffentlicher Fürſorge . Auch in Thürin⸗

gen iſt durch das Kirchenſteuergeſetz in der Faſſung

vom 20 . Januar 1929 ein „ Grundbetrag der Kirchen⸗

ſteuer “ in Höhe von 2.— N für das Rechnungs⸗

jahr als ein Teil der Kirchenſteuer geſetzlich vor —

geſchrieben worden . Abgabepflichtig ſind alle An⸗

gehörigen der Thüringer evangeliſchen Kirche , die

bei Beginn des Rechnungsjahres das 20 . Lebensjahr
vollendet haben . Außer den nach der Regelung in

Heſſen befreiten Perſonen ſind auch Ehefrauen , die

nicht dauernd von ihrem Manne getrennt leben ,

abgabefrei . Durch kirchliches Geſetz , betr . die perſön —

liche Kirchenſteuer , vom 27 . September 1927 hat

auch die Oldenburgiſche Landeskirche als perſönliche

Kirchenſteuer nebeneinander einen „ Grundbeitrag “
und einen „ Zuſchlag zur Reichseinkommenſteuer und

Reichsvermögenſteuer “ eingeführt . Zuletzt hat das

Land Lippe durch das Geſetz über das Steuerrecht
der Religionsgeſellſchaften des öffentlichen Rechts
vom 9. Mai 1930 den Religionsgeſellſchaften des

öffentlichen Rechts die Berechtigung verliehen , zur

Befriedigung ihrer Bedürfniſſe Kirchenſteuern in

Form von Zuſchlägen zur Reichseinkommenſteuer ,
der Reichsvermögenſteuer und zu der Lippe ' ſchen

Grundſteuer ſowie in Form eines nach wirtſchaft⸗

lichen Geſichtspunkten für die Steuerpflichtigen ge⸗

ſtaffelten „ Kirchgeldes “ zu erheben . Der Einzel⸗

höchſtbetrag iſt auf 1, —, 2, — oder 3, — N . ! feſt⸗

geſetzt . Eine Erhöhung auf höchſtens 25, — N iſt

möglich bei Perſonen mit einem ihrem ſteuerpflich⸗

tigen Einkommen nicht angemeſſenen erheblichen
Verbrauch . Abgabepflichtig ſind nur Volljährige mit

eigenem Einkommen oder ſteuerpflichtigem Vermögen .

Befreit ſind Ehefrauen , die nicht dauernd von ihrem

Ehemann getrennt leben , und Fürſorgeempfänger .
Es iſt alſo dem Gebietsumfang nach im größten Teil

der deutſchen evangeliſchen Landeskirchen das Kirch —
geld als laufender Kirchbeitrag und als Ergänzung

zu der allgemeinen , an die Reichseinkommenſteuer

ſich anſchließenden Kirchenſteuer in den letzten

Jahren bereits eingeführt worden , weil die Bedürf⸗
niſſe ſtändig geſtiegen ſind und man eine Über⸗

ſpannung des Zuſchlags zur Reichseinkommenſteuer
vermeiden wollte .

Die Erfahrungen , welche die genannten Landes⸗

kirchen mit dem Kirchbeitrag gemacht haben , ſcheinen

durchaus günſtig zu ſein , und der Ertrag des Bei⸗

trags den Erwartungen bis jetzt entſprochen zu

haben . Es dürfte deshalb kein außergewöhnlicher

Schritt ſein , wenn auch die Badiſche Evang . Landes —

kirche unter dem Druck der Notzeit zur Erhebung
eines Kirchgeldes übergeht . Es wird der Ent⸗

ſchließung der Steuervertretung der Evang . Landes⸗

kirche vorbehalten bleiben , in wirtſchaftlich beſſeren

Zeiten darüber zu entſcheiden , ob auf das Kirchgeld

verzichtet werden ſoll oder ob nach vorheriger

Schaffung der geſetzlichen Möglichkeiten durch die

Staatsregierung es auf Grund der zunächſt noch zu

ſammelnden Erfahrungen als ſtändige Einrichtung

beibehalten und in das Landeskirchenſteuergeſetz als

Beſtandteil des ganzen Kirchenſteuerſyſtems über⸗

nommen werden ſoll .

Für die Einführung eines Kirchgeldes ſprechen

insbeſondere folgende , die Sicherung des zukünftigen

kirchlichen Haushalts im Auge habenden Erwä⸗

gungen :

Die Ausführungen über den Rückgang des Er⸗

trags der Landeskirchenſteuer , wie ſie oben im allge⸗
meinen Teil gemacht worden ſind , laſſen erkennen ,

daß die den Anforderungen der Finanzwiſſenſchaft ,

insbeſondere dem Erfordernis der ſozialen Aus —

geſtaltung unter Berückſichtigung aller die wirtſchaft⸗

liche Leiſtungsfähigkeit des einzelnen Abgabepflich⸗

tigen beeinfluſſenden Umſtände wie Familienſtand ,

Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Angehörigen

u. dgl . entſprechenden Steuern in Zeiten wirtſchaft⸗

lichen Niedergangs verſagen müſſen , weil die Steuer⸗

quellen infolge der ſich bei rückgängigen Einkünften
mindernden ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit der Steuer⸗

zahler ſchwächer fließen . Je länger eine wirtſchaft⸗

liche Kriſis dauert , um ſo mehr nimmt der Ertrag
der Steuerquelle , z. B . des Einkommens , ab . Da die

Bedürfniſſe der öffentlichen Körperſchaften und auch
der Kirche nicht in demſelben Maße zurückgeſchraubt
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werden können ,in dem der Steuerertrag oft raſch und

kataſtrophal zurückgeht , wenn wirtſchaftliche oder poli⸗
tiſche Zuſammenbrüche das Wirtſchaftsleben erſchüt —
tern , muß für den Steuerausfall Erſatz durch eine
Steuer geſucht werden , die nicht auch dann verſagt ,
wenn die Wirtſchaftskriſen längere Zeit andauern und
immer weitere Kreiſe der Volkswirtſchaft in Mit⸗

leidenſchaft ziehen . Daß eine Erhebung von Kirchen
ſteuern im Anſchluß etwa an die Umſatzſteuer oder

an die Verkehrſteuern oder an die Verbrauchſteuern
nicht in Frage kommen kann , liegt bei der Natur der

Kirchenſteuer , die doch immer ein rein perſönlicher
Beitrag , eine Perſonalſteuer , bleibt , die ſich nach
Möglichkeit den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der

Steuerpflichtigen anpaſſen ſoll , auf der Hand und

ſcheidet bei den Erwägungen , welche neue Steuer —

quelle erſchloſſen werden kann , von vornherein aus .
Es kann deshalb ſehr wohl vertreten werden , wenn
neben dem Landeskirchenſteuerzuſchlag , der ſich an
die ſtark progreſſiv geſtaltete Einkommenſteuer an⸗

ſchließt und unter Umſtänden eine Höhe von 4 v. H.
des Einkommens erreichen kann , noch ein Betrag
erhoben wird , der einen weit größeren Kreis der

Kirchengenoſſen umfaßt , als die allgemeine Kirchen⸗
ſteuer und der nur in beſchränktem Maße auf die

wirtſchaftliche Lage des einzelnen Kirchengenoſſen
Rückſicht nimmt . Selbſtverſtändlich ſoll von den⸗

jenigen , die aus eigener Kraft für ihren Lebens⸗

unterhalt überhaupt nichts erwirtſchaften können ,
nichts gefordert werden . Mag man eine Kopfſteuer
als Reichs⸗ oder Landesſteuer ablehnen , ſie wird bei

kleineren Körperſchaften , bei denen wie z. B . bei den

bürgerlichen Gemeinden Leiſtung und Gegenleiſtung
in ſtarker Beziehung zueinander ſtehen , nicht minder
aber auch bei Religionsgeſellſchaften , zu deren Un⸗

koſten aus demſelben Prinzip heraus alle Kirchen⸗
genoſſen beitragen ſollen , vertretbar ſein .

Man hätte , ſtatt eine neue kirchliche Abgabe ein⸗

zuführen , erwägen können , die im Landeskirchen⸗
ſteuergeſetz in Art . 14 gezogene Höchſtgrenze für den

Landeskirchenſteuerfuß zu beſeitigen und den Kirchen
freie Hand zu geben , den Steuerfuß nach ihrem
Haushaltsbedarf zu bemeſſen . Dann hätte die Lan⸗

desſynode als Steuervertretung den jetzt geltenden
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Satz für die Landeskirchenſteuer in Höhe von
10 v. H. der Urſteuerbeträge etwa auf 12 oder

13 v. H. erhöhen und auf dieſem Wege den Fehl⸗
betrag einbringen können . Dieſer Weg dürfte aber

nach den Erfahrungen bei der Kirchenſteuererhebung
nach der zurzeit geltenden Regelung der Landes

kirchenſteuer nicht gangbar ſein . Denn gerade die

Höchſtbeſteuerten fühlen ſich durch die allgemeine
Kirchenſteuer ſtark belaſtet . Es wurde bereits darauf
hingewieſen , daß ſie zu einer Belaſtung bis zu
4 v . H. des ſteuerpflichtigen Einkommens führen

kann . Würde nun der Steuerſatz noch weiter erhöht,
ſo würde die Schärfe der im Einkommenſteuerbetrag
ſchon zum Ausdruck gebrachten Progreſſion ſich noch
empfindlicher auswirken und dadurch der Kirche
großer Schaden zugefügt werden . Eine Erhöhung

um 2¼ v. H. des bisherigen Steuerfußes würde die

Landeskirchenſteuer in den oberſten Einkommens⸗

gruppen bereits um 1 v. H. erhöhen . Es iſt deshalb

unbedingt erforderlich , daß ein zu erwartender Aus⸗

fall der allgemeinen Kirchenſteuer auf andere Weiſe
gedeckt und der Steuerbedarf auf eine größere An⸗

zahl von Schultern verteilt wird .

Es war urſprünglich beabſichtigt , das Kirchgeld
auf einen verhältnismäßig niederen Satz feſtzuſetzen
und es dann , ohne Rückſicht auf die ſteuerliche
Leiſtungsfähigkeit , von allen Abgabepflichtigen , die
ein Einkommen beziehen , in gleicher Höhe zu er⸗

heben . Der Geſetzentwurf geht jedoch einen anderen

Weg . Es iſt zweifellos richtig , daß unter den bisher

landeskirchenſteuerfreien Perſonen , welche wegen der

ihnen zuſtehenden Einkommenſteuerbefreiung auch
nicht zur Landeskirchenſteuer beigezogen werden

können , ſich eine große Anzahl von ledigen Perſonen
befindet , welche einen kleinen Beitrag für die Kirche
leiſten können und manchmal auch leiſten wollen .

Deshalb ſollen grundſätzlich auch die einkommen —

ſteuerfreien Perſonen das Kirchgeld bezahlen . Aus

ſozialen Erwägungen ſollen aber zunächſt alle die —

jenigen von der Abgabepflicht ausgenommen ſein ,
welche gar kein ſelbſtändiges , d. h. aus eigener
Arbeitskraft oder aus eigenem Vermögen herrühren⸗
des Einkommen beziehen , oder ein ſolches Ein —

kommen nur in einer ſolchen Höhe beziehen , daß ſie
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es für ihre eigenen dringendſten Bedürfniſſ

nötigen , ſo daß es unſozial wäre , ihnen a

etwas davon wegzunehmen . Das Geſetz ſieht dieſe

Grenze bei ledigen Perſonen bei einem Einkomme

im Sinne des Einkomme

mehr als 500 7/ . % ausmacht ,

verwitweten oder geſchie

nſteuergeſetzes , Dds

und bei verheitrateten

denen Perſonen mit eigenem

Hausſtand bei einem Einkommen von 900 ) . ,/und

weniger als gegeben an. Perſonen mit höheren Ein —

künften ſind deshalb reſtlos abgabepflichtig . Inner⸗
halb des abgabepflichtigen Perſonenkreiſes ſoll aber

in begrenztem Ausmaß nach dem Geſetzentwurf die

wirtſchaftliche Lage des Steuerpflichtigen zum Aus

druck kommen . Einkommenſteuerfreie Perſonen mit

ſelbſtändigem Einkommen , genannten

Grenzen überſteigt , ſollen eine Abgabe von 3,.— N . /

jährlich leiſten . Es werden in dieſe Gruppe in erſter

Linie ledige Perſonen fallen , welche in verhältnis

mäßig frühem Lebensalter ein kleines Einkommen

beziehen dürfen . Der Entwurf ſieht weiter diejenigen
Perſonen , welche einkommenſteuerpflichtig ſind , ſei
es auch nur mit einer kleinen Einkommenſteuer , als

leiſtungsfähiger an und belegt ſie mit einem höheren

Abgabeſatz . Denn bei der Einkommenſteuerveran
lagung iſt auf Grund der Vorſchriften in den

§ S 50 —53 des Einkommenſteuergeſetzes und bei der

Lohnſteuerberechnung auf Grund der Vorſchriften in

den § s 70 —75 des Einkommenſteuergeſetzes bereits

auf die ſozialen Verhältniſſe des Abgabepflichtigen ,
insbeſondere auf ſeinen Familienſtand , Rückſicht ge
nommen . Es iſt z. B . möglich , daß ein Abgabe —
pflichtiger mit größerer Familienzahl bei einem an

ſich erheblichen ſteuerpflichtigen Einkommen mit

Rückſicht auf ſeinen Familienſtand ganz von der

Einkommenſteuer freigeſtellt iſt . Dadurch iſt ſeine

das die eben

geringere Leiſtungsfähigkeit zum Ausdruck gebracht
und er hat nach der vorgeſchlagenen Regelung für die

Kirchgelderhebung nur ein Kirchgeld von 3, . — FN. I .

zu entrichten . Innerhalb der Gruppe der kirchgeld —
pflichtigen Perſonen , welche Reichs einkommenſteuer
zu entrichten haben , iſt die Leiſtungsfähigkeit eben⸗

falls verſchieden . Der Entwurf ſieht davon ab , der

Staffelung der Leiſtungsfähigkeit durch eine ent⸗

ſprechende Staffelung des Kirchgeldſatzes bis zum

folge t grundſätzlich daran feſt ,
daß diejenigen Abgabepflichtigen , welche ſchon durch
die allgemeine Landeskirchenſteuer ſtark 82823rfaßt werden , das ſind die enſteuerpflich
tigen mit einem Einkommen von mehr 000 σI ,
licht auch noch mit einem progreſſiv ausgebauten Kirch

geld belegt werden . Die Progreſſion des Kirchgeld
ſatzes ſoll deshalb im bei einem ſteuer

pflichtigen — von 8000 . /
—. 0

Die mit ihren Einkünften dieſe Grenze überſchreiten

den Steuerpflichtigen ſollen finhrillich mit dem

Höchſtſatz von 6, — 7 . erfaßt werden . Da nach

§ 55 des Einkommenſteuergeſetzes die Einkomn len⸗

ſteuer für die erſten angefangenen oder vollen

8000 / des 10 v. H. beträgt , ſo

kann man mit Sicherheit annehmen , daß bei einer

Einkommenſteuer von 800 J,½% die oben genannte

Grenze erreicht iſt

Der Entwurf teilt die in die nach S 55 EStG

unterſte Einkommengruppe fallenden , nach der ſub⸗
jektiven Steuerpflicht kirchgeldpflichtigen Perſonen
mit einem Einkommen bis zu 8000 7 . ½ in zwei
Teile . Der erſte Teil umfaßt diejenigen Abgabe
pflichtigen mit einem Einkommen bis zu 4000 %. ½/ ,

der zweite Teil die Abgabepflichtigen mit einem Ein

kommen von mehr als 4000 7½, / bis zu 8000 . l .

Die erſtgenannte Gruppe ſoll als leiſtungsſchwächere
nur 4, — ] Kirchgeld , zweite Gruppe als die

Watehaftlich ſtärkere 5, — “. bezaͤhlen .
Zum beſſeren Verſtändnis ſei noch beigefügt , daß

ein Ei
komm enſteuerpflichtiger , welcher 400 N . J

Einkommenſteuer
8 bezahlen hat , in Normalfällen

ohne Abzug der ſteuerfreien Einkommensteile ein

Einkommen zuwiſchen3 Nbezieht . In die

Gruppe der Abgabepflichtigen mit einer Steuer⸗

leiſtung von 401 - 800 7 . , / fallen im Durchſchnitt
alle einkommenſteuerpflichtigen Perſonen mit einem

Einkommen zwiſchen 5200 N . ut 5 9- 10 000 & .

Einkommen . Um mehr als 800 9. , % Einkommen —

ſteuer entrichten zu müſſen , muß ein Einkommen von

mindeſtens 9300 JN./ vorhanden ſ Damit dürfte
bewieſen ſein , daß die vorgeſchlagene Staffelung trag⸗
bar iſt . Selbſtverſtändlich werden Fälle vorkommen ,
in denen die Erhebung eines Kirchgeldes überhaupt
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oder die Erhebung eines Kirchgeldes nach einem

Satze aus beſonderen Gründen unbillig

— mag . In ſolchen Fällen kann auf

geſtaffelten

im Billigkeitswege durch Verwaltun

mordnungen Abhilfe geſchaffen werden . Einige

wenige Beiſpiele mögen die Auswirkung der vor

geſehenen Regelung erläutern :

1I. Ein lediger , ſelbſtändiger Gewerbetreibender ,

deſſen Steuerabſchnitt ſich mit dem Kalen — ahr

deckt , mit einem Einkommen von 1200 / . , ( im

Kalenderjahr 1931 iſt nach S 50 des EStG ein

kommenſteuerfrei . Er iſt kirchgeldpflichtig , weil

er mehr als 500 F . Einkommen bezieht , und

zwar mit dem niederſten Satz von 3, — YN. l ,

denn er iſt einkommenſteuerfrei .

Eine ledige Hausangeſtellte bezieht ſeit 1. Jan .
1931 ununterbrochen 40 N . monatlich Barlohn
und freie Verpflegung . Sie iſt nach § 70 Abſ . 2

EStG lohnſteuerfrei . Sie iſt aber kirchgeld

pflichtig mit 3, — N½ , weil ihr Jahresein⸗
kommen im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes
780 e ausmacht .

Ein verheirateter Gewerbetreibender mit 6 Kin⸗

dern , deſſen Steuerabſchnitt ſich mit dem Kalen⸗

derjahr deckt , hat im Kalenderjahr 1931 nach

Abzug der Werbungskoſten und Sonderleiſtungen
ein Einkommen von 6000 % . / erzielt . Daran ſind

abzuziehen gemäß §S 52 Abſ .1 Satz 1 EStG

720 N und gemäß § 52 Abſ . 1 Satz 2 EStG

2956 . , , zuſammen 3676 N . l . Er bleibt mit

2324 . , aufgerundet gemäß §S 54 EStG eauf
2400 ,/ , einkommenſteuerpflichtig und zahlt
240 F. Einkommenſteuer , alſo 4, — J . / Kirch⸗

geld .

Ein verheirateter Lohnſteuerpflichtiger mit drei

Kindern bezieht ſeit 1. Januar 1931 ein Jahres⸗
gehalt von 7500 N . / . Daran werden abgezogen
der ſteuerfreie Einkommensteil und die Pauſch⸗
beträge für Werbungskoſten und Sonderleiſtun⸗

gen , zuſammen 1200 J . Am Reſt von

6300 / ſind weiter für Familienermäßigungen
40 v. H. 2520 N . l abzuziehen , ſo daß noch
3780 . K ſteuerpflichtig bleiben . Hiervon be⸗

trägt die Lohnſteuer 378 N . und das Kirch

5 NA .

Damit das Kirchgeld zuſammen mit der allge
meinen Kirchenſteuer in die gleiche Hebeliſte au

genommen und angefordert werden kann , ſowie be —

zahlt werden muß , iſt beſtimmt , daß es in denſelben

Teilbeträgen zu entrichten iſt , in denen die Landes⸗

kirchenſteuer entrichtet werden muß , und daß es auf

dieſelben Zeitpunkte zu bezahlen iſt , wie die all⸗

gemeine Kirchenſteuer .

Die Haushalte der Kirchengemeinden ſind durch
den wirtſchaftlichen Niedergang mindeſtens ebenſo
ſtark in Mitleidenſchaft gezogen worden , wie der

Haushalt der Landeskirche . Der ihnen gegebene
Weg , die Möglichkeit der Steuererhebung durch

Erhöhung des Ortskirchenſteuerfußes weiter auszu —

ſchöpfen , iſt nur ganz ausnahmsweiſe gangbar , wenn

nicht große Unzufriedenheit bei den wirtſchaftlich
leidenden Kirchengenoſſen hervorgerufen werden ſoll .
Um den Kirchengemeinden eine kleine Erleichterung
der wirtſchaftlichen Lage zu bieten , ſoll ihnen ein

Viertel des Aufkommens am Kirchgeld zugeſprochen
werden .

Es iſt mit durchaus ernſt zu nehmenden Gründen

von verſchiedenen Seiten die Forderung vertreten

worden , Landes - und Ortskirchenſteuer in eine

einzige Kirchenſteuer zuſammenzuziehen und deren

Ertrag zwiſchen Landeskirche und Kirchengemeinde

zu verteilen . Es iſt unbedingt geboten , dieſer For —

derung beim Kirchgeld Rechnung zu tragen , indem

im Geſetz vorgeſchrieben wird , welcher Anteil am

Ertrag des Kirchgeldes den Kirchengemeinden abzu

führen iſt . Ein beſonderes Kirchgeld zugunſten der

örtlichen Kirchenkaſſe muß unter allen Umſtänden

ebenſo vermieden werden wie eine Erhöhung der

Ortskirchenſteuer .
Die Überweiſung der Anteile der Kirchengemein

den erfolgt durch die Allg . Evang . Kirchenkaſſe . Um

das Aufkommen in den einzelnen Kirchengemeinden

feſtzuſtellen , werden beſondere Erhebungen bei den

Finanzämtern und den kirchlichen Stellen notwendig
werden . Bis dieſe abgeſchloſſen ſind , vergeht Zeit .
Es iſt deshalb beſtimmt , daß die Kirchengemeinde
anteile nur vierteljährlich und erſt nach Ablauf eines

—



Monats nach

Firchenkaſſe ihre Erhebungen bis w

zeitpunkt noch nicht abgeſchloſſen hat, die Kircher

gemeinde aber das 5 It

werden , Abſchlagszahlungen auf die

Zeitpunkte zu leiſten

Was nun den zu erwartenden Ertrag des Kirch

geldes betrifft , ſo iſt es nahezu unmöglich , eine

g anzuſtellen , die einigermaßen Anſpruch

keit erheben kann , da es an den dafür
Unterlagen noch völlig fehlt . Gleich⸗

verſucht werden .

N den Gemeindeämtern der fünf
50 0 kirchengemeinden ( Mannheim ,

Karlsruhe , Pforzheim , Heidelberg Freiburg ) auf

der Ortskirchenſteuerhebeliſten 9 ge
machten Feſtſtellungen entfallen in dieſen Kirchen

gemeinden :

in die unterſte Gruppe 25 660

Abgabepflichtige mit einem

Aufkommen von 25 66043

b) in die zweite Gruppe 65 320

Abgabepflichtige mit einem

Aufkommen

c) in die dritte

Abgabepflichtige mit einem

76 980 l fH.

von 65 320 & 4 . 261 280 K .

Gruppe 5872

von 5872 53 29 360 ,¶l/.,
d) in die vierte Gruppe 3310

Abgobepſlickttge mit einem

Aufkommen von 3310 6 19 860 . ,fl ,

zuſammen : 387 480 N. ll .

Nach der letzten Volkszählung vom Jahre 1925 ent —

fallen auf dieſe fünf Kirchengemeinden zuſammen
327 153 evangeliſche Perſonen . Wenn man an⸗

nehmen darf , daß im ganzen Kirchengebiet das

Kirchgeldaufkommen ſich in entſprechendem Verhält —

nis zur evangeliſchen Bevölkerung halten wird , dann

müßten bei einer geſamten evangeliſchen Bevölkerung
von 895 609 Perſonen

387 480 895 609
rund 1 060 000 . ½ /2327 153

an Kirchgeld aufkommen . Berückſichtigt man die

jaſtigkeit dieſer Berec

können , ſo wird doch noch mit einem Kirchgeld —
eingang von 600 000 “ %. %/ gerechnet werden dürfen .

davon würden in die Allg . Evang . Kirchenkaſſe

150 000 7 fließen .

Die Ertragsberechnung etwa ſo aufzumachen
daß man für eine einzelne Gemeinde das Steuer

aufkommen errechnet und den ſich ergebenden Betrag
mit dem gleichen Vervielfacher vervielfacht ,der ſich

eutſpreche
nd dem Anteil des Aufkommens an Lan

deskirchenſteuer in dieſer Gemeinde am geſamten

Landeskirchenſteueraufkommen ergibt , wäre unrichtig

Denn in dem Landeskirchenſteueraufkommen drückt

ſich die wirtſchaftliche Struktur der Kirchengemeinde
ſtark aus . Wenn man z. B . annehmen wollte , daß
in der Kirchengemeinde Mannheim , welche rund ein

Sechſtel des Lq0ndeskirchenſteueraufkommens erbringt ,
der ſechſte Teil des Kirchgeldaufkommens auf⸗
kommen müßte , daß alſo einem Kirchgeldaufkommen
in Mannheim in Höhe von 135 000 KN . bei 35 000

feſtgeſtellten Abgabepflichtigen ein Landesaufkommen
in Höhe des ſechsfachen Betrags, alſo rund

800 000 7. ,½% entſprechen müßte , ſo wäre dieſe Be —

rechnung unzutreffend , denn beim Kirchgeld kommt

es auf die Anzahl der Abgabepflichtigen im ganzen
an und bei der allgemeinen Kirchenſteuer auf die

Zahl der wirtſchaftlich ſtarken Steuerpflichtigen

2. Erhebung der Vergütungen für die Erteilung
von Religionsunterricht an Höheren Lehranſtalten

und Fachſchulen zugunſten der Allgem . Evang .

Kirchenkaſſe .

Nach der Landesherrlichen Verordnung vom

21 . Dezember 1911 , die Verwendung von Geiſtlichen
als Religionslehrer an — Lehranſtalten betr .

( Bad . Geſ . u. VBlatt S . 557 ) , können Geiſtliche der

Evang . Landeskirche auf Antrag der oberſten Kir⸗

chenbehörde an ſolchen Höheren Lehranſtalten , an

denen die Erteilung des Religionsunterrichts ein

volles Stundendeputat ausmacht , als Religions⸗
lehrer mit allen Rechten der wiſſenſchaftlich gebildeten

nung und die Tatſache ,

träge nicht aufgebracht werden
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Lehrer in planmäßiger und außerplanmäßiger Eigen

ſchaft verwendet werden . Geiſtliche , welche auf Grund

dieſer Beſtimmung in den Staatsdienſt übertreten ,

werden ſtaatliche Beamte und erhalten ihre Beſol

dungsbezüge aus der Staatskaſſe . Es finden die

beamtenrechtlichen und beſoldungsrechtlichen Be

ſtimmungen des Staates auf ſie Anwendung . Die

oberſte Kirchenbehörde und die Allg . Evang . Kirchen
kaſſe haben ſich mit der Regelung ihrer Beamten⸗ und

Beſoldungsverhältniſſe nicht zu befaſſen .

Daneben ſind noch Geiſtliche , die ein kirchliches
Amt inne haben , als Nebenlehrer für die Erteilung
des Religionsunterrichts an Höheren Lehranſtalten

und Fachſchulen tätig . In § 28 Abſ . 4 der Landes

herrlichen Verordnung vom 18 . September 1909 , die

Einrichtung der Höheren Lehranſtalten betr . ( Bad .

Geſ . u. VBlatt S. 453) , iſt vorgeſchrieben , daß , wenn

der Relicionsunterriche nicht von Lehrern der im

vorhergehenden Abſatz bezeichneten Art übernommen

werden kann , im Benehmen mit der oberſten Kirchen⸗
behörde zu beſtimmen iſt , wer die Erteilung des

Religionsunterrichts an einer Höheren Lehranſtalt
zu übernehmen hat . Nach § 40 Abſ . 3 der Ver⸗

ordnung vom 17 . April 1925 , die gewerblichen Fort⸗
bildungsſchulen betr . ( Bad . Geſ . u. VBlatt S . 80 ) ,
ſind die eben erwähnten für die Höheren Lehr⸗
anſtalten geltenden Beſtimmungen auch hinſichtlich
der Beſtellung von Religionslehrern an Fachſchulen
maßgebend . Auch ſie ſind alſo im Benehmen mit der

Kirchenbehörde , ſoweit ſie nicht als ſtaatliche Beamte

im Hauptamt an der Fachſchule tätig ſind , im Be⸗

dürfnisfalle aus der Zahl der Gemeindepfarrer aus⸗

zuwählen .

Durch Bekanntmachung des Miniſteriums des

rultus und Unterrichts vom 8. November 1922 , die

Vergütung für die nebenamtliche Unterrichtserteilung
an Höheren Lehranſtalten , Gewerbe - und Handels⸗

ſchulen betr . ( Amtsblatt des Miniſt . des Kultus und

Unterrichts S . 545 ) , iſt hinſichtlich der Vergütung
für die nebenamtliche Unterrichtserteilung an den

Höheren Lehranſtalten , Gewerbe - und Handels⸗
ſchulen angeordnet , daß die Nebenlehrer , die an einer

anderen Schule hauptamtlich als Lehrer angeſtellt
ſind , für die ſtundenplanmäßig erteilten Jahres
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wochenſtunden eine Vergütung erhalten , die dem

Überſtundenvergütungsſatz ihrer hauptamtlichen Tä

tigkeit entſpricht . Geiſtliche als Religionslehrer wer —

den hinſichtlich der Vergütung für Erteilung des

Religionsunterrichts als wiſſenſchaftlich gebildete
Lehrer behandelt . Die Höhe der Vergütung iſt in

den letzten Jahren wiederholt geändert worden

Zurzeit gilt die Verordnung des Miniſters des

Kultus und Unterrichts vom 19 . März 1928 , die

Vergütung der Überſtunden der Lehrer und Ver

gütung der Nebenlehrer betr . ( Amtsblatt des Miniſt .
des Kultus und Unterrichts S . 69 ) . Darnach haben

Geiſtliche , welche als Nebenlehrer an Höheren Lehr

anſtalten und Fachſchulen verwendet ſind , für die

Einzelwochenſtunde 3,10 N. ½%, für die Monats —

wochenſtunde 10,25 N . und für die Jahreswochen —⸗
ſtunde 123 N . als Vergütung zu bekommen . Die

genannten Vergütungsſätze ermäßigen ſich entſpre —
chend den ſtaatlichen Kürzungsvorſchriften .

Solange die Beſoldungsregelung der Geiſtlichen

ſich von der Beſoldungsregelung der Beamten grund —

ſätzlich unterſchied und hinter ihr zurückblieb , be⸗

gegnete es keinem Bedenken , daß die Vergütungen
für die Erteilung von Religionsunterricht an Höhe

ren Lehranſtalten und Fachſchulen den Geiſtlichen

zufließen , obwohl die für die Erteilung des Unter —

richts verwendete Zeit einen Teil ihrer Dienſtzeit
bildet , während der ſie ihren pflichtgemäßen Amts

dienſt zu verrichten haben . Die Auszahlung der Ver

gütungen erfolgte deshalb bis zum heutigen T ag aus

der Staatskaſſe unmittelbar an die als Nebenlehrer

tätigen Geiſtlichen .

Veranlaßt durch die Anſtellung von kirchlichen

Religionslehrern mit theologiſcher Vorbildung an

Fachſchulen , deren Beſoldung die Kirchenkaſſe aus

ſchließlich zu tragen hat , iſt der Evang . Oberkirchenr

mit Schreiben vom 4. Juni 1925 Nr . 7187 an den

Herrn Miniſter des Kultus und Unterrichts heran

getreten und hat ihn erſucht , die Vergütungen für

die Erteilung von Religionsunterricht durch die hier

in Betracht kommenden kirchlichen Religionslehrer
unmittelbar an die Allg . Evang . Kirchenkaſſe aus⸗

zahlen zu laſſen . Über den Antrag des Oberkirchen
rats hinausgehend hat dann der Herr Miniſter des
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Kultus und Unterrichts mit Erlaß vom 29 . März

1926 Nr . D 3575 angeordnet , daß vom Beginn des

Rechnungsjahres 1926 an die Vergütungen der

evangeliſchen Geiſtlichen und Lehrer für die Er

teilung des nebenamtlichen Religionsunterrichts an

den Höheren Lehranſtalten , Gewerbe - und Handels —

ſchulen nicht mehr an die einzelnen Lehrer ſelbſt ,

ſondern für dieſe zuſammen nach Maßgabe der zu

erteilenden Geſamtſtundenzahl monatlich an die Allg .

Evang . Kirchenkaſſe bezahlt werden . Die Zahlung

der Vergütung an die in Betracht kommenden Reli⸗

gionslehrer oder die Aufrechnung der Beträge auf

deren Beſoldungsbezüge wurden dem Oberkirchenrat

überlaſſen . Der Oberkirchenrat war durch die An —

ordnung des Herrn Miniſters des Kultus und Un⸗

terrichts , ſoweit ſie über ſeinen Antrag hinausging ,

überraſcht . Die Durchführung der Maßnahme in

vollem Umfang hätte für die Staatsverwaltung eine

ganz erhebliche Entlaſtung , für die kirchliche Ver —

waltung aber eine Belaſtung bedeutet , weil die Aus⸗

zahlung der Vergütungen an diejenigen Geiſtlichen ,

welche ein Gemeindepfarramt bekleiden und als

Nebenlehrer tätig werden , der Allg . Evang . Kirchen⸗

kaſſe aufgebürdet worden wäre . Der Herr Miniſter

des Kultus und Unterrichts wurde deshalb mit

Schreiben vom 23 . April 1926 Nr . 4732 gebeten , die

Maßnahme auf den Antrag des Oberkirchenrats zu

beſchränken . Nach wiederholtem Schriftwechſel in der

Angelegenheit iſt dem entſprochen worden und dieſe

Regelung bis zum heutigen Tag in Geltung ge⸗

blieben . Jedenfalls darf aus dem Erlaß des Herrn

Miniſters des Kultus und Unterrichts vom 29 . März

1926 Nr . D 3575 geſchloſſen werden , daß von ſeiner

Seite keine Bedenken dagegen geltend gemacht wer⸗

den , daß die Vergütungen für die als Nebenlehrer

tätig werdenden Geiſtlichen nicht den nebenamtlich

tätigen Religionslehrern , ſondern der Allg . Evang .

Kirchenkaſſe ausbezahlt werden .

Durch die neuere Beſoldungsgeſetzgebung für die

Geiſtlichen iſt eine weitgehende Angleichung ihrer

Beſoldungsbezüge an diejenige der Beamten herbei —⸗

geführt worden . Damit iſt aber auch die Frage akut

geworden , ob es ſich weiterhin vertreten läßt , daß

die beſonderen Vergütungen für die Erteilung von

Religionsunterricht von den Geiſtlichen neben ihren

Beſoldungsbezügen beanſprucht werden können . Die

gegenwärtige finanzielle Notlage der Landeskirche

drängt auf eine Entſcheidung der Frage in dem

Sinn , daß zur Verringerung der der Landeskirche

durch den Beſoldungsaufwand für die Geiſtlichen

obliegenden Verpflichtungen die genannten Ver⸗

gütungen , die nach angeſtellten Berechnungen im

Jahr den Betrag von 80 000 bis 90 000 7 . ,½ % aus⸗

machen , der Kirchenkaſſe zugeführt werden ſollen .

Als Zeitpunkt , auf den die Anderung in Kraft treten

ſoll , iſt der 1. Juli 1932 ins Auge gefaßt , damit die

Geiſtlichen ſich rechtzeitig darnach einrichten können .

3. Ermächtigung .

Im gegenwärtigen Zeitpunkt iſt eine endgültige

Entſcheidung darüber , ob die unter Ziffer 1 und 2

erörterten Maßnahmen unbedingt notwendig ſind ,

noch nicht möglich . Da aber ein Zuſammentreten der

Landesſynode , um ſelbſt die notwendig werdende

Entſcheidung zu treffen , für die nächſten Wochen und

Monate auf Schwierigkeiten ſtößt , ſoll der Evang .

Kirchenregierung die Ermächtigung gegeben werden ,

die zu treffenden Maßnahmen nach gewiſſenhafter

Prüfung zu beſchließen und anzuordnen .
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